JRASTED € Gemeinde Rastede
= Der BUrgermeister

Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Straf3en

Einladung

Gremium: Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Straf3en - 6ffentlich
Sitzungster min: Montag, 04.12.2006, 16:00 Uhr
Ort, Raum: Ratssaal des Rathauses

Rastede, den 23.11.2006

1. An die Mitglieder des Ausschussesfiir Bau, Planung, Umwelt und Straf3en
2. nachrichtlich an die Gbrigen Mitglieder des Rates

Hiermit ladeich Sieim Einver nehmen mit dem Ausschussvor sitzenden zu einer Sitzung
mit offentlichen Tagesordnungspunkten ein.

Tagesor dnung:

Offentlicher Tell

TOP1 Ero6ffnung der Sitzung

TOP 2 Feststellung der ordnungsgemafien Einladung, der Beschlussfahigkeit und
der Tagesordnung

TOP3 Genehmigung der Niederschrift Uber die Sitzung vom 18.09.2006

TOP4 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 83 - Beachclub Nethen
Vorlage: 2006/175

TOPS5 Anderung mehrerer Bebauungspléane entlang der Oldenburger StraReim
Ortsteil Wahnbek Vorlage: 2006/172

TOPG6 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 - Gewer begebiet L euchtenburg
Vorlage: 2006/176

TOP7 Aulenbereichssatzung Kleibrok - Speckweg Vorlage: 2006/162
TOP8 Verlegung von zwei Bushaltestellen in Hahn-L enmden Vorlage: 2006/200

TOP9 Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes 33 B - Gewer begebiet Neusiid-
ende (Klein Feldhus) Vorlage: 2006/168

TOP 10 Haushalt 2007 - Haushaltssatzung, Haushaltsplan und Stellenplan
Vorlage: 2006/186

TOP11 Anfragen und Hinweise
TOP 12 Schlieffung der Sitzung

Mit freundlichen Grfzen
gez. Decker
Bilrgermeister
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==Y RESIDENZORT Gemeinde Rastede
(!;%T D E Der Blrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/175
freigegeben am 16.10.2006

GB3 Datum: 17.11.2006
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 83 - Beachclub Nethen

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o) 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 16.01.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvor schlag:

1. Der Vorentwurf zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 83 - Beachclub Nethen wird
beschlossen.

2. Auf dieser Grundlage wird die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) in Form einer zweiwochigen Auslegung sowie die Beteiligung
der Behorden gem. 8§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

3. DieVerwaltung wird beauftragt, mit den Betreibern einen stédtebaulichen Vertrag zur

Ubernahme der Planungs- und der anteiligen Personal kosten furr die Durchfiihrung des
Verfahrens zu schlief3en.

Sach- und Rechtdlage:

Die Betreiber des Beachclubs Nethen sind mit der Bitte an die Gemeindeverwaltung herange-
treten, Uber eine Anderung des Bebauungsplanes die Zuléssigkeit von Grofveranstaltungen
baurechtlich zu konkretisieren.

Seit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 83 — Beachclub Nethen und Durchfihrung der 31.
Anderung des Flachennutzungsplanes im Jahre 2005 (siehe Vorlagen 2005/031 und
2005/032) wurde seitens der Betreiber im Rahmen des laufenden Betriebes die urspriingliche
K onzeption des Beachclubs dahingehend veréndert, dass neben dem Bade-, Gastronomie- und
Wasserskibetrieb auch mehrere GrolRveranstaltungen, sogenannte Eventpartys, durchgefiihrt
werden.

Der rechtskraftige Bebauungsplan erlaubt derartige Veranstaltungen gegenwartig nicht. In der
Vergangenheit wurden seitens des Landkreises mehrere Grol3veranstaltungen unter der Vo-
raussetzung zugel assen, dass el ne bauleitplanerische Beordnung stattfindet.
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Die Betreiber haben das Planungsbiiro Diekmann & Mosebach beauftragt, die Planung durch-
zufuihren. Daneben wurde auf Kosten der Betreiber von der Firma I TAP eine schalltechnische
Berechnung erstellt, um die Belastung der Anwohner des Gelandes bel GrolRveranstaltungen
zu ermitteln und um Mal3nahmen zu ergreifen, die Larmbel &stigungen im Rahmen der gesetz-
lichen Orientierungswerte zu halten.

Durch die vorliegende schalltechnische Berechnung wird das Plangebiet in mehrere Sektoren
aufgeteilt. Von einem festen Punkt aus dirfen in diese vier Sektoren nur bestimmte Larmim-
missionen hineinwirken. Die westlich und 6stlich dieses Punktes liegenden Sektoren unterlie-
gen strengeren Grenzen, dain diesen Richtungen die zu schiitzenden Bereiche (Wohnhauser)
liegen.

Vereinfacht gesagt wird die Richtung, in die die Lautsprecher abstrahlen durfen, festgel egt.
Die gesetzlichen Orientierungswerte werden so eingehalten und gleichzeitig wird die Durch-
fuhrung von bis zu neun Grof3veranstaltungen pro Jahr im sogenannten Nachtbereich (ab
22.00 Uhr) erméglicht.

Neben der direkten Larmproblematik ist das Thema,, Verkehr* ebenfalls zu betrachten, wel-
ches hier hauptsachlich im Zusammenhang mit dem Sandabbau an den Nethener Seen zu se-
hen ist. Im Sommer 2006 hat die Verwaltung aus diesem Grund die Verkehre messen lassen.
So wurden am Hirtenweg in der Zeit vom 20.07.2006 bis 30.07.2006 zwischen 1.683 und
4.691 Fahrzeuge téaglich gezahlt (zum Vergleich: Die Oldenburger Stral3e wird taglich von ca.
11.000 Fahrzeugen frequentiert). Uber die Stralze Bekhauser Esch fuhren taglich zwischen
169 und 365 Fahrzeuge an. Bei dieser Messung sind die LKW-V erkehre des Sandabbaus ent-
halten. An diesen Tagen war sehr gutes Wetter und es fand am bestbesuchten Wochenende
eine entsprechende Grolveranstaltung statt.

Aus den Zahlen |18sst sich erkennen, dass zum einen das Wetter und zum anderen das Angebot
des Beachclubs mal3geblich fur die Besucher- und damit Verkehrszahlen ist. Die Planande-
rung l&sst die Durchfiihrung von maximal 9 Grof3veranstaltungen im Jahr zu, die im Bereich
Mai bis September liegen durften. An allen anderen Monaten des Jahres oder bei schlechte-
rem Wetter sinken die Verkehrszahlen somit massiv ab.

Diein der Plandnderung ausgewiesene Flache fir Freiluftveranstaltungen tUberplant teilweise
einen im urspringlichen Bebauungsplan festgesetzten Bauteppich fir ,, Badeaufsicht”, der
dadurch stark verkleinert wurde. Auf der Flache fur Freiluftveranstaltungen sind feste Bauten
unzulassig — Buhnenanlagen etc. dirfen insoweit nur temporér aufgebaut werden.

Fazit:

Die beantragte Plananderung verandert die urspriingliche Zielsetzung des Beachclubs Nethen,
einen Badebetrieb mit Wasserskianlage betreiben zu wollen, nicht unerheblich. Neben diesem
Betriebszweig tritt nunmehr der Bereich der Grof3veranstaltungen. Derartige Grof3veranstal -
tungen erzeugen an dem jeweiligen Tag nicht unerhebliche Verkehre und L armemissionen.
Die Problematik der L&rmemissionen wird durch die beantragte Plandnderung zugunsten der
unmittelbaren Nachbarschaft dahingehend gel6st, dass die Larmquellen in andere Richtungen
auszurichten sind.

Mit dem Beginn der Planungen zum Beachclub im Jahre 2004 konnte die seit Uber zwanzig
Jahren gefiihrte Diskussion tber eine Folgenutzung der Nethener Seen mindestens fir den
jetzigen Standort des Beachclubs beendet werden. Das sté&dtebauliche Ziel, den Tourismusin
der Gemeinde zu stérken und attraktive Freizeitangebote zu schaffen, wurde durch den
Beachclub erreicht. Daneben hat die Gemeinde die V erkehrssicherungspflicht fur den stdli-
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chen Seenbereich verloren, was den Wegfall nicht unerheblicher finanzieller Belastungen und
Probleme bedeutete.

Moderne Freizeitangebote unterliegen dem Wandel der Zeit und bedirfen standiger Ergan-
zungen. Die sogenannten Beachpartys bilden eine solche Erganzung des bisherigen Angebo-
tes des Beachclubs. Ein anderer Ort fUr derartige Veranstaltungen ist allenfalls auf dem Renn-
platz im Rahmen des im Herbst stattfindenden Ellernfestes zu sehen. Aufgrund der jahreszeit-
lichen Lage der Beachpartys wird somit ein vollstandig neues Angebot in der Gemeinde ge-
schaffen und der Freizeitwert erhoht. Die Attraktivitét eines Ortes durch Freizeitangebote
durfte in diesem Zusammenhang unbestritten sein. Die bereitsin diesem Jahr auf nicht rechts-
sicherer Basis durchgefiihrten Beachpartys haben bewiesen, dass sie sehr positiv angenom-
men werden und die Verkehrsproblematik stets gel 6st werden konnte. Die durch die Verkehre
fur die Anwohner entstehenden L &rmemissionen dirften in Anbetracht der maximal neun
Veranstaltungstage im Jahr nur geringfigig sein. Erkennbare stadtebauliche Griinde stehen
der Plandnderung insgesamt nicht entgegen.

Die Verwaltung empfiehlt aus den vorgenannten Griinden, die Anderung des Bebauungspla-
nes zu beschlief3en.

Weltere Erlauterungen werden in der Sitzung durch das Planungsbiro Diekmann &
M osebach gegeben.

Ubersicht iber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ Frihzeitige Offentliche Ausle- | Satzungsbeschluss
Aufstellungsbeschluss| Offentlichkeits/ Be- | gung/ Behor denbetei-
hor denbeteiligung ligung
BauPlUmStA 04.12.06 N. N. N. N. N. N.
VA 16.01.07

Finanzielle Auswirkungen:

Eswird ein stadtebaulicher Vertrag zur Ubernahme der Planungs- und der anteiligen Perso-
nalkosten fur die Durchfiihrung des Verfahrens erstellt.

Anlagen:

1. Planzeichnung

2. Planzeichnung des bestehenden Bebauungsplanes
3. Planzeichenerklarung

4. Textliche Festsetzungen
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Vorlagen-Nr. 2006/175 - Anlage 1
Bebauungsplan Nr. 8 "Beachclub Nethen" - 1. nderung
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PIanzeIChenerklarung Vorlagen-Nr. 2006/175 . Anlage 3

1. MaR der baulichen Nutzung
GR<50m maximal zuldssige Grundflache (GR), z. B. GR <50 m
] Zahl der Vollgeschosse, z. B. Il

GH < ,00m maximal zulassige Gebaudehthe < ,00 m

2. Bauweise, Baugrenzen

offene Bauweise
a abweichende Bauweise

————— - Baugrenze

3. Verkehrsflachen
StralRenverkehrsflache

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: 6ffentliche arkflache

=l

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: Fahrradstellplatze

&

_ﬁ
15,1
sl
—_ —

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: Betriebsstralle fir den Sandabbau

>I

Zufahrten Eingange

4. Grinflichen

ffentliche Griinflachen mit Zweckbestimmung gem. lanzeichnung

ffentliche Grinflache mit Zweckbestimmung Wallheckenschutzstreifen

B

5. Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
und die Regelung des Wasserabflusses

Wasserflache mit Zweckbestimmung gem. lanzeichnung

|

6. Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaBnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

88 (O)g Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern sowie zur Erhaltung von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und zur Erhaltung von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzob ekten im Sinne des Naturschutzrechts
hier: geschitzte Wallhecke gem. §  NNatG

7. Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der 1. Bebauungsplananderung
Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 8

Flachen fir Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
i. S. d. Bundeslmmissionsschutzgesetzes

=1
ii-
[ ]
¢

Lex 80dB(A) maximal zuladssiger, emissionswirksamer flachenbezogener Schallleistungspegel

_____ Abgrenzung der Richtungssektoren I-IV

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

geplante Flachwasserzone

geplanter Badebereich
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Gemeinde Rastede, Bebauungsplan Nr. 83 ,,Beachclub Nethen" -1.Anderung Vorlagen-Nr. 2006/175 - Anlage 4

Textliche Festsetzungen

1. Auf der in der Bebauungsplananderung festgesetzten Griunflache gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB mit der Zweckbestimmung
"Flache fur Freiluftveranstaltungen" sind an maximal 9 Tagen im Jahr Freiluftveranstaltungen zulassig.

2. Innerhalb der Flachen fir Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB ist der in der Nutzungsschablone genannte
Emissionswirksame flachenbezogene Schallleistungspegel (LEK) von 80 dB(A) nachts einzuhalten. Innerhalb der
festgesetzten Richtungssektoren I-VI kann dieser Schallleistungspegel um die in der folgenden Tabelle angegebenen
Zusatzkontingente (LEK,zus,k) erhoht werden.

Richtungssektor Zusatzkontingent LEkzusk [db(A)] nachts
I +10

Il 0

Il +10

v 0

Nachrichtliche Hinweise

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frihgeschichtliche Bodenfunde (das kdnnen u. a. sein: Tongefalischerben,
Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gemal § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und missen der
unteren Denkmalschutzbehdrde des Landkreises unverziiglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten
oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach

der Anzeige unverandert zu lassen, bzw. fur ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehérde vorher die
Fortsetzung der Arbeit gestattet.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist unverzuglich die untere
Abfallbehdrde zu benachrichtigen.



http://pdf.iteksoft.com/modules.php?op=modload&name=Sections&file=index&req=viewarticle&artid=18
http://pdf.iteksoft.com/modules.php?op=modload&name=Sections&file=index&req=viewarticle&artid=18
Weber
Textfeld
Vorlagen-Nr. 2006/175 - Anlage 4


BauPIUmSA - offentlich - 04.12.2006

==Y RESIDENZORT Gemeinde Rastede
(!;%T D E Der Blrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/172
freigegeben am 10.10.2006

GB3 Datum: 17.10.2006
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Anderung mehrerer Bebauungsplane entlang der Oldenburger StraReim
Ortstell Wahnbek

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

@) 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 16.01.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvor schlag:

1. Die Bebauungsplane

Bebauungsplan 33a - Gewerbegebiet Wahnbek - Neustidende (Am Nordkreuz),
Bebauungsplan 34 - Wahnbek (Havelstral3e/Memel stralie),

Bebauungsplan 68 A - Gewerbegebiet Neustidende (Brombeerweg) und der

V orhabenbezogener Bebauungsplan 1 (VEPL) - Wintergérten Frohlich

werden dahingehend gedndert, dass die festgesetzten Zu- und Abgangsverbote entlang der
Oldenburger StralRe aufgehoben werden und fir jedes an der Oldenburger Stral3e gelegene
Grundstuck eine maximal 12m breite Zufahrt zugel assen wird.

2. Fur die Bebauungsplane Nr. 33a - Gewerbegebiet Wahnbek - Neustidende (Am Nord-
kreuz), Nr. 34 - Wahnbek (Havelstral3e/Memelstral3e), Nr. 68 A - Gewerbegebiet Neusiidende
(Brombeerweg) und den V orhabenbezogener Bebauungsplan 1 (VEP1) - Wintergérten
Frohlich wird eine Sammel @anderung durchgefihrt.

3. Der Vorentwurf der Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 aund des Vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 fur Teilbereiche entlang der Kreisstral3e 131 (Olden-
burger Stral3e) im Ortsteil Wahnbek wird beschl ossen.

4. Auf dieser Grundlage wird die frilhzeitige der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs.

1 Baugesetzbuch (BauGB) in Form einer zweiwdchigen Auslegung sowie die Beteiligung der
Behorden gem. 8 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

Sach- und Rechtdlage:
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In den vergangenen Jahren gab es gemeindeseits immer wieder Bestrebungen, die stral3en-
rechtliche Ortsdurchfahrt (OD) in Wahnbek von Siiden Richtung Kreisverkehrsplatz Olden-
burger Stral3e/Braker Chaussee zu verlangern.

Hintergrund dieser Forderung war vor allem das I nteresse der Gemeinde und von Unterneh-
mungen in den angrenzenden Gewerbegebieten, eine direkte Zufahrt zur Oldenburger Stral3e
einrichten zu dirfen. Dieser Wunsch musste in den vergangenen Jahren abgel ehnt werden, da
der Landkreis Ammerland weitere Zufahrten zur Kreisstral3e nicht genehmigen wollte.
Aufgrund dieser Rechtssituation hatte die Gemeinde samtliche betroffenen Bebauungsplane
bei Aufstellung mit einem sogenannten Zu- und Abgangsverbot versehen (mtssen), soweit sie
nicht innerhalb der festgesetzten OD liegen.

Zwischenzeitlich wurde der Kreisverkehrsplatz Oldenburger Stral3e/Braker Chaussee gebalt,
der die ortliche Verkehrssituation mal3geblich verandert hat. Aus diesem Grunde herrscht
beim Landkreis Ammerland eine verénderte Rechtsauffassung, die die Forderung der Ge-
meinde und der Unternehmen nach einer Verlangerung der Ortsdurchfahrt realisieren konnte.
Eine der Voraussetzung hierfir ist jedoch, dass die Gemeinde nunmehr alle betroffenen Be-
bauungspléane dahingehend andert, dass das dort ausgesprochene Zu- und Abgangsverbot auf-
gehoben wird.

Diese Aufhebung soll durch die hier vorgeschlagenen Anderungen erfolgen. In diesem Zu-
sammenhang sollen fir die in den Bebauungspl énen festgesetzten Pflanzsteifen pro Grund-
stiick je eine Zufahrt von etwa 12m Breite zugel assen und die nachrichtlich Gbernommene
Bauverbotszone aufgehoben werden.

In dem in Rede stehenden Bereich sind folgende Bebauungsplane betroffen:

- Bebauungsplan 33a- Gewerbegebiet Wahnbek - Neustidende (Am Nordkreuz)
- Bebauungsplan 33b - Gewerbegebiet Neusiidende (Klein Feldhus)

- Bebauungsplan 34 - Wahnbek (Havel stral3e/M emel stralie)

- Bebauungsplan 68 A - Gewerbegebiet Neustidende (Brombeerweg)

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan 1 (VEPL) - Wintergarten Froéhlich

Hinsichtlich der Anderung des Bebauungsplanes 33b - Gewerbegebiet Neustidende (Klein
Feldhus) wird auf die Vorlage 2006/168 verwiesen, in der fir diesen Bebauungsplan eine wei-
tere Anderung vorgeschlagen wird. Beide Anderungen sollten zur Verminderung von
Verwaltungs- und Kostenaufwand in einem Verfahren durchgefihrt werden.

Aus Sicht der Verwaltung und des Landkreises wiirden die aus der Anderung der Bebauungs-
plane zul&ssigerwel se errichtbaren Zu- und Ausfahrten von Betrieben zur Oldenburger Stral3e
zu keiner erhohten Verkehrsgefahrdung fuhren, da der neue Kreisverkehrsplatz eine entspre-
chende Temporeduzierung bewirkt. Daneben wiirden die durch die Anderung bereits unzul &s-
sigerwei se errichteten Zufahrten nachtréglich legalisiert.

Durch die Anderung der Bebauungspldne wird eine Neubelebung von Gewerbebrachen wie
z. B. dem ehemaligen Polstermtbel markt Weihrauch zu erzielen sein, die durch eine Direkt-
anbindung zur Oldenburger Stral3e erheblich an Attraktivitét fir mdgliche Investoren gewin-
nen wirden. Der Eigentimer des ehemaligen Mega-Polster-M 6bel-Marktes hat sich in der
Vergangenheit mehrfach mit diesem Wunsch an die Verwaltung gewandt, eine entsprechende
Zufahrt zur Oldenburger Stral3e bauen zu dirfen.
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Hinsichtlich des VEP 1 wére der seinerzeit abgeschlossene Durchfihrungsvertrag mit dem
damaligen Investor Frohlich zu @&ndern. Dieser hat sich zwischenzeitlich bereit erklart, einer
Vertragsanderung zuzustimmen und begruft das angestrebte Verfahren.

Ubersicht iber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ Frihzeitige Offentliche Ausle- | Satzungsbeschluss
Aufstellungsbeschluss| Offentlichkeits/ Be- | gung/ Behordenbetei-

hordenbeteiligung ligung
BauPIUmStA 04.12.06 N. N. N. N. N. N.

VA 16.01.07

Finanzielle Auswirkungen:

Fur die Sammelanderung entstehen Kosten in Hohe von ca. 5.000 EUR. Haushaltsmittel ste-
hen gegenwartig nicht zur Verfigung und mussten im Rahmen des Haushaltsplanes 2007 be-

reitgestellt werden.

Anlagen:

1. Ubersicht der von den Anderungen betroffenen Bebauungsplénen
2. Vorentwurf der Sammelénderung (Satzungstext)
3. Ubersicht der durch die Sammel dnderung betroffenen Bebauungspléne
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PRAAMBEL

Auf Grund des §1 Abs.3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. §40 der
Niedersachsischen Gemeindeordnung, hat der Rat der Gemeinde Rastede die Sammelanderung der
Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 flr
Teilbereiche entlang der Kreisstralle 131 (Oldenburger Stra3e) im Ortsteil Wahnbek bestehend aus
den nachstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Rastede, den ..........ccoeevevennn.

Blrgermeister

VERFAHRENSVERMERKE

Planverfasser

Der Entwurf der Sammeldnderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 fur Teilbereiche entlang der KreisstralRe 131
(Oldenburger Strafde) im Ortsteil Wahnbek wurde ausgearbeitet von NWP-Planungsgesellschaft mbH
Escherweg 1, 26121 Oldenburg.

Oldenburg, den ........cccccvvvvveeeennnn.

(Unterschrift)

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ...........ccccccoviiieeen. die Aufstellung der
Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 fur Teilbereiche entlang der KreisstraBe 131 (Oldenburger StralRe) im
Ortsteil Wahnbek beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemall §2 Abs. 1 BauGB am
............................ ortsublich bekannt gemacht.

GEMEINDE RASTEDE
Der Birgermeister

Offentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ..............ccccceeee dem
Entwurf der Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 fir Teilbereiche entlang der KreisstraBe 131 (Oldenburger StralRe) im
Ortsteil Wahnbek und der Begrindung zugestimmt und seine 6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs.
2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der 6ffentlichen Auslegung wurden am ...........ccccoovieeeen. ortsublich bekannt gemacht.
Der Entwurf der Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 fir Teilbereiche entlang der Kreisstralle 131
(Oldenburger Stralke) im Ortsteil Wahnbek mit der Begrindung und die wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom .............ccccooc.ee. DiS oo
gemal § 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegen.

Rastede, den ........cccoeevevenen.

GEMEINDE RASTEDE
Der Birgermeister




Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat die Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 flur Teilbereiche entlang der Kreisstralle 131
(Oldenburger StralBe) im Ortsteil Wahnbek nach Prifung der Stellungnahmen gemafl § 3 Abs. 2
BauGB in seiner Sitzung am .............ccccuvneee als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begriindung
beschlossen.

Rastede, den ........cccoeevevennn.

GEMEINDE RASTEDE
Der Birgermeister

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss der Gemeinde ist gemall § 10 (3) BauGB am ...........cccceeeenneen. ortsublich
bekanntgemacht worden. Die Sammelanderung der Bebauungspléne Nr. 33a, 34, 68 a und des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 fir Teilbereiche entlang der Kreisstralle 131
(Oldenburger Stralle) im Ortsteil Wahnbek ist damitam ............................ in Kraft getreten.

Rastede, den ........c.ccoeeveveen.

GEMEINDE RASTEDE
Der Birgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von zwei Jahren nach In-Kraft-Treten der Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a,
34, 68 a und des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 fir Teilbereiche entlang der
Kreisstrale 131 (Oldenburger StralRe) im Ortsteil Wahnbek ist die Verletzung von Vorschriften beim
Zustandekommen der Sammelanderung der Bebauungspldne Nr. 33a, 34, 68 a und des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 fir Teilbereiche entlang der Kreisstralle 131
(Oldenburger StralRe) im Ortsteil Wahnbek Sammeléanderung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, den ........ccccoeevvvennn.

Blrgermeister

Beglaubigungsvermerk

Diese Ausfertigung der Planzeichnung stimmt mit der Urschrift Gberein.

Rastede, den ........ccccoeeveveeen.

GEMEINDE RASTEDE
Der Birgermeister




SATZUNG
Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 fiir Teilbereiche entlang der KreisstraBe 131 (Oldenburger
StraBe) im Ortsteil Wahnbek

§ 1 Geltungsbereich

Die Sammelanderung umfasst Teile der Geltungsbereiche der Bebauungsplane Nr. 33a, 34,
68 a und des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 entlang der Kreisstralte 131
(Oldenburger StralRe) im Ortsteil Wahnbek.

§ 2 Festsetzungen

1. Die gemal® § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzten Zu- und Abfahrtsverbote entlang der
Kreisstrale 131 (Oldenburger Strale) werden aufgehoben.

2. Die gemals § 9 (1) Nr. 25 a und 25 b BauGB festgesetzten Flachen fur Anpflanzungen von
Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (§ (1) Nr. 25 a BauGB) sowie Flachen
mit Bindungen flir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern (§ (1) Nr. 25 b BauGB) durfen pro
angrenzendem Baugrundstlck fir eine Zu-/Abfahrt mit einer maximalen Breite von 12 m
unterbrochen werden.

3. Alle weiteren Festsetzungen der Bebauungspldane Nr. 33a, 34, 68 a und des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1, inklusive der bisher erfolgten
rechtskraftigen Anderungen gelten fort.

§ 3 Hinweise
Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das
konnen u.a. sein: Tongefalscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige
Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht
werden, sind diese gemall § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG)
meldepflichtig und missen dem Niedersachsischen Landesamt flir Denkmalpflege -
Stutzpunkt Oldenburg, Ofener Strale 15, 26121 Oldenburg angezeigt oder der unteren
Denkmalschutzbehérde des Landkreises unverziglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternenmer. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige
unverandert zu lassen, bzw. fur ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehoérde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

Altablagerungen

Bei Hinweisen auf Altablagerungen ist unverziglich die Untere Abfallbehdrde zu
benachrichtigen.

Leitungen

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Leitungsplanen der Versorgungstrager zu
entnehmen; bei Baumallnahmen und Bepflanzungen ist Kontakt mit den Versorgungstragern
aufzunehmen.




Brauchwasseranlagen

Sollte die Nutzung; einer Brauchwasseranlage (z. B. Regenwasserzisterne, Hausbrunnen,
Grauwassernutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z, B. Toilettenspulung), ist dieses dem
Gesundheitsamt; Lange Stral3e 36, 26655 Westerstede, anzuzeigen. Die Installation solchen
Anlagen muss den technischen Normen entsprechen. Querverbindungen (z, B,
Eigenwasserversorgung/offentliche = Wasserversorgung) sind auch innerhalb  der
Hausinstallation nicht zulassig.

Die anliegende Begriindung ist Bestandteil dieser Satzung.

Rastede, den

Blrgermeister
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(‘E@D‘FN&OS E Gemeinde Rastede

Der Blrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/176
freigegeben am 16.10.2006

GB3 Datum: 17.11.2006
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 - Gewer begebiet L euchtenburg

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o) 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 16.01.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvor schlag:

4.

Der Vorentwurf zur 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 - Gewerbegebiet L euchten-
burg - wird beschlossen.

Auf dieser Grundlage wird die frilhzeitige der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Form einer zweiwdchigen Auslegung sowie die Betei-
ligung der Behtrden gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchgefuhrt.

Sach- und Rechtslage:

Der Eigentimer der Firma"Die Werkstatt", Diserweg 1, 26180 Rastede, Herr Bernd Weid-
mann, beabsichtigt den Erwerb eines Gewerbegrundstiickes im benachbarten Gewerbegebiet
an der Konigstrale. Das zu erwerbende Grundstiick soll der Betriebserweiterung dienen - der
bestehende Standort soll erhalten werden.

Um die Wege zwischen beiden Grundstiicken fur den innerbetrieblichen Lieferverkehr kurz
zu halten, exigtiert die Uberlegung, die diese Flachen trennende Griinanlage ebenfalls zu ver-
aulern. Der rechtskréftige Bebauungsplan Nr. 47 weist diese Griinflache gegenwartig al's " Of -
fentliche Grunflache" mit der Zweckbestimmung "Naturnahe Grinanlage” aus, auf der eine
saumartige Gehdlzzone entwickelt werden soll.

Diese Geholzzone ist auf diesem Flurstiick vorhanden, welches sich zu ca. einem Drittel as
Wall und zu etwa zwei Dritteln als Wiese darstellt.

Fur die Realisierung einer innerbetrieblichen Zufahrt misste die Festsetzung fir einen Teil
der Fl&che durch die Regelung "Privatweg" ersetzt werden.
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Das stdlich des Walls liegende Wohnhaus Diiserweg 20 liegt aufl3erhalb des Bebauungsplanes
im AuRRenbereich und geniefét entsprechend niedrige Schutzanspriiche beztiglich mdglicher
L &rmbel astigungen.

Die seitens des Eigentimers Weidmann prognostizierten werksinternen Verkehre sind als
marginal einzustufen. Durchfahrtsverkehre Dritter zwischen den beiden Gewerbegebieten
"An der Bricke" und "Konigstral?e" werden ausgeschlossen. Zudem hat der vorhandene Wall
gegenlber dem Hausgrundstiick Diserweg 20 bereits heute eine entsprechende Larm ab-
schirmende Wirkung.

Durch den Bebauungsplan wird der Erhalt des Walles festgeschrieben. Aus diesem Grund
wird verwaltungsseitig davon ausgegangen, dass auf die Erstellung einer Larmgutachtens ver-
zichtet werden kann.

Um die werksinternen Verkehre optimal nutzen zu kénnen, wird ferner mit der Bebauungs-
plandnderung ein Wallheckendurchbruch zwischen dem bisherigen Betriebsgelande "Die
Werkstatt" und dem Duserweg erméglicht.

Fazit:

Aus Sicht der Verwaltung sind die Argumente des Antragstellers nachvollziehbar.
Grundsétzlich ist die Bedeutung von Griinanlagen in Gewerbegebieten als marginal zu be-
trachten, da esihnen regelmaléig an einer direkten Verbindung zur freien Natur und Land-
schaft fehlt und sie durch bebaute Flachen haufig massiv unterbrochen werden. Diese Be-
trachtungsweise wurde bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 47 nicht vorgenommen.
Seinerzeit herrschte vielmehr die Philosophie, direkt vor Ort den Eingriff in den Naturhaus-
halt ausgleichen zu wollen. Die Gemeinde hat diese Praxis in den vergangenen Jahren voll-
sténdig revidiert und gleicht nahezu alle Eingriffe Gber den Kompensationsflachenpool im
Ipweger Moor aus. So wurde der hier betrachtete Bebauungsplan in den vergangenen Jahren
bereits dreimal gedndert, um den vorhandenen Betrieben zulasten von dann Uberplanten
Grunanlagen Erweiterungsmoglichkeiten zu schaffen. Hierbel stand stets die Abwéagung im
Vordergrund entweder Betriebe vor Ort nicht mehr wachsen zu lassen (mit der verbundenen
Gefahr des Abwanderns) oder ihnen durch Anderung des Bebauungsplanes auf K osten der
Grunflachen zu helfen.

Die hier beantragte Plandnderung stellt sich als geringfugiger Eingriff dar, da der vorhandene
Gehdlzstreifen kaum tangiert wirde. Lediglich die angrenzende Griinflache (Wiese) wéare von
der Schaffung einer Zufahrt betroffen.

Die grundsétzliche Trennung der Gewerbegebiete "Konigstral3e" und "An der Bricke" sollte
aus Verwaltungssicht dartiber hinaus kein Dogma sein. Die Schaffung der beantragten Zu-
fahrten wirde lediglich einem Betrieb dienen und keine wesentlichen Verkehre zwischen den
Gewerbegebieten ausldsen. Der 6ffentliche Verkehr bliebe in jedem Fall ausgeschl ossen.
Aus den vorstehenden Griinden empfiehlt die Verwaltung, die Anderung des Bebauungspla-
nes durchzufihren.

Weitere Erlauterungen werden in der Sitzung durch das Planungsbiro Diekmann &
M osebach gegeben.

Ubersicht Ulber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ Frihzeitige Offentliche Ausle- | Satzungsbeschluss
Aufstellungsbeschluss| Offentlichkeits/ Be- | gung/ Behordenbetei-
hordenbeteiligung ligung
BauPlUmStA 04.12.06 N. N. N. N. N. N.
VA 16.01.07
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Finanzielle Auswirkungen:

Haushaltsmittel stehen zur Verfligung. Die Kosten fur die Bauleitplanung werden im Rahmen
des zu ermittelnden V eréul¥erungspreises der Grinflache beriicksichtigt und somit refinan-
ziert. Der Abschluss eines stadtebaulichen Vertragesist insowelit nicht erforderlich.

Anlagen:

1. Planzeichnung
2. Planzeichenerklarung
3. Textliche Festsetzungen und Hinweise
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T T C F T T N N BPIlanNr nderun

1. Innerhalb der mit MF1 gekennzeichneten Flachen fir Malnahmen zum Schutz, zur flege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind entlang der vorhandenen
Wallhecken begleitende Krautsdume zu entwickeln. Innerhalb dieser Flachen sind Bodenaufschittungen
und -abgrabungen, Boden- und Materialablagerungen sowie Flachenversiegelungen eglicher Art un-
zulassig.

2. Innerhalb der mit MF2 gekennzeichneten Flache fir Mallnahmen zum Schutz, zur flege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist eine saumartige Gehdlzzone
zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

NC CTOC B N

1. Innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches der 4. nderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Gewerbe-
gebiet Leuchtenburg" befinden sich gem. §  NNatG geschitzte Wallhecken.

NC CTOC NW

1. Mit der Bekanntmachung der 4. nderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Gewerbegebiet Leuchtenburg"
werden die Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 4 flr den Geltungsbereich
der 4. nderung auler Kraft gesetzt.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das kénnen
u. a. sein: Tongefaltscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige Bodenverfarbungen
u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind dieses gem.
§ 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und missen der unteren Denk-
malschutzbehoérde des Landkreises sowie dem Niedersachsischen Landesamt fir Denkmalpflege-
Referat Archaologie-Stutzpunkt Idenburg, fener Stral’e 152 121 Idenburg unverziiglich gemeldet
werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und
Fundstellen sind nach § 14 (2) des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unver-
andert zu lassen, bzw. flr ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehérde
vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist
unverzuglich die untere Abfallbehérde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen.

4. Es ist die Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke Baunut un  erordnun
BauN anzuwenden.
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(‘fﬁ?@"f"é‘)ﬁ E Gemeinde Rastede
= Der Birgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/162
freigegeben am 27.09.2006

GB 3 Datum: 27.09.2006
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Aul3enbereichssatzung Kleibrok - Speckweg

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

0] 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 16.01.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvor schlag:

1. Dem Entwurf der Aul3enbereichssatzung nach 8§ 35 Abs. 6 BauGB fur einen Tellbereich
Ostlich des Speckweges, Ortsteil Kleibrok gem. § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB)
nebst Begrindung wird zugestimmt.

2. Die Offentlichkeitsbeteiligung und die Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange werden gemél3 8§ 13 Nr. 2 und 3 in Verbindung mit 8 3 Absatz 2 und
8§ 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.

3. Von einer Umweltvertraglichkeitsprifung wird gemal3 8 13 Abs. 3 BauGB abgesehen.

Sach- und Rechtdlage:

Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 11.07.2006 (V orlage 2006/062) dem
Abschluss eines stédtebaulichen Vertrages zur Aufstellung der Aul3enbereichssatzung am
Speckweg zugestimmt. Der Vertrag wurde zwischenzeitlich durch die beteiligten Anwohner
unterschrieben.

Nunmehr kann das Planverfahren durchgeftihrt werden.

Das Planungsbiro NWP wurde mit der Erarbeitung der Satzung beauftragt. Das Ergebnis
liegt nunmehr vor.

Gemal3 8§ 35 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) ist fur die Aufstellung einer Aul3enbereichssat-
zung das vereinfachte Verfahren nach 8 13 Nr. 2 und 3 BauGB entsprechend anzuwenden.
Dies bedeutet, dass lediglich eine Offentlichkeitsbeteiligung mit gleichzeitiger Beteiligung
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der Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange notwendig ist. Auf eine friihzeitige

Offentlichkeitsbeteiligung ist daher zu verzichten.

Nahere Erlauterungen werden in der Sitzung durch NWP gegeben.

Ubersicht Uiber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/
Aufstellungsbeschluss

Frihzeitige
Offentlichkeits-/ Be-
hordenbeteiligung

Offentliche Ausle-
gung/ Behor denbetei-

ligung

Satzungsbeschluss

BauPlUMmStA 13.11.06
VA 21.11.06

Entfallt

05.12.06.-05.01.07

Ratssitzung am
27.02.2007

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

1. Satzungstext und Begriindung

2. Planzeichnung




PLANZEICHENERKLARUNG

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
— e\ ] = Baugrenze
15. Sonstige Planzeichen

=:= Geltungsbereich der Aussenbereichssatzung gemaf § 35 (6) BauGB

Anlage 1 zu Vorlage 2006/162

gezeichnet: | U. St. U. St.
gepruft: T. Aufleger | T. Aufleger
Datum: 22.11.2005 | 12.01.2006

Gemeinde Rastede

Aussenbereichssatzung nach § 35 (6) BauGB
Speckweg

Malftstab 1 : 2.000 Stand: 12. Januar 2006

NWP ® Planungsgesellschaft mbH
Escherweg 1
Postfach 3867
Telefon 0441 / 97174-0

Gesellschaft fir raumliche Planung und Forschung
26121 Oldenburg

26028 Oldenburg

Telefax 0441 / 97174-73
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Gemeinde Rastede
Landkreis Ammerland

Aufstellung einer AuRenbereichssatzung
nach § 35 Abs. 6 BauGB fuir einen Teilbereich
ostlich des Speckweges,

Ortsteil Kleibrok

Vorentwurf 15. Mai 2006

info@nwp-ol.de

NWP Planungsgesellschaft mbH Gesellschaft fiir rdumliche Planung und Forschung
Escherweg 1 26121 Oldenburg
Postfach 3867 26028 Oldenburg
u Telefon 0441/97 174 0 Telefax 0441/97 174 73



Kobbe
Textfeld
Anlage 2 zu Vorlage 2006/162


VERFAHRENSVERMERKE

Planverfasser

NWP Planungsgesellschaft mbH Oldenburg, den ..............
Escherweg 1
26121 Oldenburg
Tel.: 0441 97174-0
Fax: 0441 97174-73 (Unterschrift)

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ....................... beschlossen, flr
den Ortsteil Kleibrok, Ostlich des Speckweges eine Aullenbereichssatzung gemal § 35
Abs. 6 BauGB zu erlassen.

Beschluss uiber die 6ffentliche Auslegung und die Beteiligung der Trager 6ffentlicher
Belange

Der VA der Gemeinde Rastede hat die Auslegung des Satzungsentwurfs mit Begrindung
sowie die Beteiligung der Trager offentliche Belange in seiner Sitzung am ................
beschlossen.

Bekanntmachung

Ort und Dauer der offentlichen Auslegung des Satzungsentwurfs wurden am ..............
ortsublich bekanntgemacht.

Offentliche Auslegung

Der Entwurf der Satzung sowie der Begrindung haben vom .................. bis einschlielich
.................. gemal § 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegen.

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat die Satzung nach Prifung der Anregungen gemag § 3
Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ..................... als Satzung gemal § 35 Abs. 6 BauGB
beschlossen.

Rastede, den

Burgermeister

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss der Gemeinde ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am ..................
ortsuiblich bekannt gemacht worden. Die Satzung ist damitam .................. in Kraft getreten.

Rastede, den

Blrgermeister



Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der Satzung ist die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften bei ihrem Zustandekommen nicht gemacht worden.

Rastede, den

Blrgermeister



SATZUNG

AuBenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB fiir einen Teilbereich 6stlich des
Speckweges

PRAAMBEL

Aufgrund des § 35 Absatz 6 Baugesetzbuch (BauGB) in der z Zt. glltigen Fassung i.V. mit
0§ 40 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO), ebenfalls in der z Zt. glltigen
Fassung, hat der Rat der Gemeinde Rastede folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Die AulRenbereichssatzung gilt fur den in der anliegenden Karte dargestellten Bereich des
Gemeindegebietes im Ortsteil Kleibrok. Die Karte ist Bestandteil dieser Satzung.

§ 2 Art der baulichen Nutzung

Wohnzwecken dienenden Vorhaben kann die im Flachennutzungsplan der Gemeinde
Rastede enthaltene Darstellung einer Flache fir die Landwirtschaft sowie die Beflirchtung,
dass eine Splittersiedlung verfestigt wird, nicht entgegengehalten werden.

§ 3 Ndhere Bestimmungen iiber die Zulassigkeit

1. Vorhaben nach § 2 dieser Satzung miuissen sich nach Art und Mal der baulichen
Nutzung, der Bauweise und der Grundsticksflache, die Uberbaut werden soll, in die
Eigenart der ndheren Umgebung einfugen.

2. Pro Baugrundstiick ist maximal ein Wohngebaude mit maximal zwei Wohneinheiten
zulassig, wobei die nach § 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB entwickelten Grundsatze fir
Wohngebaude auch fur die Neubebauung gelten.

3. Zulassig ist maximal ein Vollgeschoss.

4. Das auf den Baugrundstiicken anfallende Oberflachenwasser ist auf den privaten
Grundstucksflachen zu versickern oder - soweit dieses nicht moglich ist - nach
Rickhaltung gedrosselt abzuleiten, wobei nicht mehr Oberflachenwasser abgeleitet
werden darf als von den derzeit genutzten Flachen.

§ 4 Hinweise
Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das
konnen u.a. sein: Tongefalscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige
Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht
werden, sind diese gemall § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG)
meldepflichtig und missen dem Niedersachsischen Landesamt flir Denkmalpflege -
Stutzpunkt Oldenburg, Ofener Strale 15, 26121 Oldenburg angezeigt oder der unteren
Denkmalschutzbehérde des Landkreises unverziglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige
unverandert zu lassen, bzw. fur ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehoérde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.




Altablagerungen

Bei Hinweisen auf Altablagerungen ist unverziglich die Untere Abfallbehdrde zu
benachrichtigen.

Leitungen

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Leitungsplanen der Versorgungstrager zu
entnehmen; bei Baumalinahmen und Bepflanzungen ist Kontakt mit den Versorgungstragern
aufzunehmen.

Brauchwasseranlagen

Sollte die Nutzung; einer Brauchwasseranlage (z. B. Regenwasserzisterne, Hausbrunnen,
Grauwassernutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z, B. Toilettenspilung), ist dieses dem
Gesundheitsamt; Lange Stralde 36, 26655 Westerstede, anzuzeigen. Die Installation solchen
Anlagen muss den technischen Normen entsprechen. Querverbindungen (z, B,
Eigenwasserversorgung/Offentliche ~ Wasserversorgung) sind auch innerhalb  der
Hausinstallation nicht zulassig.

Die anliegende Begrundung ist Bestandteil dieser Satzung.

Rastede, den

Blrgermeister



Gemeinde Rastede
Landkreis Ammerland

Aufstellung einer AuRenbereichssatzung
nach § 35 Abs. 6 BauGB fuir einen Teilbereich
ostlich des Speckweges,

Ortsteil Kleibrok

Begrundung

Vorentwurf

16. Marz 2006

NWP Planungsgesellschaft mbH
Escherweg 1

Postfach 3867

Telefon 0441/97 174 0
info@nwp-ol.de

Gesellschaft fir raumliche Planung und Forschung
26121 Oldenburg

26028 Oldenburg

Telefax 0441/97 174 73
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1. ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

Das Satzungsgebiet liegt norddstlich des Hauptortes Rastede, in der Ortschaft Kleibrok. Der
Geltungsbereich befindet sich unmittelbar 6stlich des Speckweges und weist eine Gréle
von ca. 1,14 ha auf. Die Flachen sind zum groRen Teil bereits bebaut. Es gibt noch
Potenziale fir 3 Bauplatze.

Die Gemeinde Rastede hat im Vorfeld der Aufstellung dieser und anderer Satzungen eine
Untersuchung hinsichtlich  méglicher Innen- und AuRenbereichssatzungen im
Gemeindegebiet erstellen lassen. Dabei waren u.a. auch die im Geltungsbereich dieser
Satzung gelegenen Flachen als mogliche Flachen fir eine Aulienbereichssatzung
abgegrenzt worden.

Es ist Ziel der Gemeinde Rastede, einer Uberalterung der Einwohnerstruktur in den alten
Ortslagen vorzubeugen und auch der jingeren Generation Perspektiven flir ein Verbleiben
in den alten Ortslagen zu bieten. Nur eine Einwohnerstruktur, die alle Altersgruppen
beinhaltet, erméglicht ein lebendiges und zukunftsweisendes Dorfgemeinschafts- und
Vereinsleben. Um die nachwachsende Generation in den kleineren Ortschaften halten zu
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kénnen, ist die Schaffung von Wohngrundsticken ein wichtiger Faktor. Vor diesem
Hintergrund erachtet es die Gemeinde Rastede als sinnvoll, Baugrundstiicke in einem
moderaten Umfang unter Berlcksichtigung der vorhandenen dorflichen Struktur zur
Verflgung zu stellen. Zudem hat sich in jingerer Vergangenheit gezeigt, dass die in den
Satzungen festgesetzten Bauflachenpotenziale genutzt wurden und die Grundstiicke
vielfach bebaut wurden.

Im allgemeinen kdénnen Gemeinden auf Grundlage von § 35 (6) BauGB fir bebaute
Bereiche im AuRenbereich AuBenbereichssatzungen erlassen und festlegen, dass
Wohnzwecken dienenden Vorhaben und kleinen nicht stérenden Gewerbebetrieben im
Sinne des § 35 Abs. 2 BauGB nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer
Darstellung im Flachennutzungsplan als Flache fir die Landwirtschaft widersprechen oder
die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befirchten lassen. Mit der Satzung
soll also die Zulassungsfahigkeit bestimmter sonstiger Vorhaben im Aufenbereich
erleichtert werden. Die Gemeinde Rastede schafft diese Erleichterung durch die
vorliegende Auflienbereichssatzung. Als Art der zuldssigen Nutzung wird in Anlehnung an
den Bestand festgesetzt: Wohnzwecken dienenden Vorhaben kann die im
Flachennutzungsplan dargestellte Flache fir die Landwirtschaft sowie die Befirchtung,
dass eine Splittersiedlung verfestigt wird, nicht entgegengehalten werden. Der
Satzungsbereich bleibt jedoch weiterhin Aullenbereich, so dass alle Vorhaben weiterhin
nach § 35 BauGB zu beurteilen sind.

Voraussetzung fur die Erstellung einer AuRenbereichssatzung nach § 35 (6) BauGB ist,
dass die bebauten Bereiche nicht Uberwiegend landwirtschaftlich gepragt sind und dass
eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist. Diese Voraussetzungen sind im
vorliegenden Fall erfullt. Im Geltungsbereich dieser Aul3enbereichssatzung befinden sich 6
Wohnhauser. Aktive landwirtschaftliche Hofstellen sind im Geltungsbereich und den
angrenzenden Bereichen nicht vorhanden. Insofern ist keine landwirtschaftliche Pragung
festzustellen.

Die bestehenden Wohnhauser befinden sich auf grof3ziigig geschnittenen Grundsticken.
Im stdlichen und zentralen Satzungsbereich sind gréRere bauliche Liicken zwischen den
Wohnhausern vorhanden. Diese unbebauten Bereiche werden als Garten genutzt. Diese
Struktur 183t eine LlckenschlieBung zu und bietet die Chance, eine geschlossene
Siedlungsstruktur entlang des Speckweges zu erzielen.

Fir die gesamte Zeile entlang des Speckweges wird ein groRes Baufeld festgesetzt. Damit
werden neben dem Bestand und den potenziellen Neubauten innerhalb der Baullicken auch
Potenziale fir Anbauten und Erweiterungen oder die Errichtung einer theoretisch
zulassigen zweiten Wohneinheit nach § 35 (4) BauGB berucksichtigt.

In der Satzung kénnen nahere Bestimmungen Uber die Zuldssigkeit der durch die Satzung
beglnstigt zulassungsfahigen Vorhaben getroffen werden. Die Gemeinde Rastede hat von
dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht und Festsetzungen zur Mindestgrundsticksgréfie
(800 gm), zur Geschossigkeit (maximal ein Vollgeschoss) und zur maximal zuldssigen
Anzahl der Wohneinheiten getroffen. Zulassig ist pro Baugrundstick maximal ein
Wohngebdude mit maximal zwei Wohneinheiten. Die nach § 35 (4) Nr. 5 BauGB
entwickelten Grundsatze flir Wohngebaude sind jedoch auch bei Neubauten zu beachten.
Mit diesen Festsetzungen wird erreicht, dass sich die neue Bebauung in die bestehenden
Strukturen einpasst und der gewachsene Ortsteil nicht durch die neue Bebauung Uberpragt
wird. Auflerdem miussen sich Vorhaben nach Art und Maly der baulichen Nutzung, der
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Bauweise und der Grundstiicksflache, die Gberbaut werden soll, in die Eigenart der nadheren
Umgebung einfligen.

Insgesamt ist aus Sicht der Gemeinde einerseits vor dem Hintergrund der vorhandenen
Siedlungsstruktur und andererseits bei Beriicksichtigung der planungsrechtlichen
Regelungen eine moderate Verdichtung der Bebauung stadtebaulich sinnvoll und mit einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung vereinbar.

2, RAHMENBEDINGUNGEN

Regionales Raumordnungsprogramm

Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland 1996 ist das
Satzungsgebiet als Vorsorgegebiet fir die Erholung dargestellt.

Die AuRenbereichssatzung ist mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung
vereinbar, da hier nur untergeordnet Flachen innerhalb eines Bebauungszusammenhangs
fur bauliche Zwecke herangezogen werden.

Flachennutzungsplan

Im wirksamen Flachennutzungsplan der Gemeinde Rastede sind die Flachen des
Satzungsgebietes als Flachen fiir die Landwirtschaft dargestellt. Auch die angrenzenden
Flachen sind als Flachen fur die Landwirtschaft dargestellt.

3. BESTANDSAUFNAHME

Die Ortschaft Kleibrok liegt nordéstlich des Hauptortes Rastede. Das Satzungsgebiet
befindet sich d&stlich des Speckweges. Innerhalb des Geltungsbereiches liegen 6
Wohnhauser. Die Gebaude sind eingeschossig. Den Wohnhausern sind teilweise
Nebengebaude zugeordnet. Die noch unbebauten Flachen im Satzungsbereich werden als
Zier- und Nutzgarten genutzt.

Landwirtschaftliche Hofstellen sind im Satzungsbereich und in den angrenzenden
Bereichen nicht mehr vorhanden. Die angrenzenden Flachen werden als Ackerflachen
genutzt.

Der westlich angrenzende Speckweg ist befestigt und dient der ErschlieBung der
angrenzenden Grundstlcke. Der Speckweg fuhrt in Richtung Studen zur Kleibroker Stral3e
(Kreisstralle K 133). Das Plangebiet ist damit auf kurzem Wege an den Hauptort Rastede
und das Uberortliche Erschlieungsnetz angebunden.
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4, ABWAGUNGSRELEVANTE BELANGE

4.1 Belange von Natur und Landschaft

Auf die Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB ist die Eingriffsregelung nach BauGB nicht
anzuwenden. Vielmehr gilt die Eingriffsregelung nach den Naturschutzgesetzen im Rahmen
der Baugenehmigungsverfahren.

4.2 Belange der Landwirtschaft

Innerhalb der Geltungsbereiches sowie in der naheren Umgebung sind keine
landwirtschaftlichen Betriebe vorhanden.

4.3 Belange der ErschlieBung, Ver- und Entsorgung

Das Satzungsgebiet einschlieldlich der bereits vorhandenen oder durch diese Satzung
ermdglichten Bauplatze in Bauliicken sind durch den Speckweg erschlossen.

Die erforderlichen Ver- und Entsorgungseinrichtungen sind vorhanden. Die Ver- und
Entsorgung ist durch die offentlichen Versorgungstrager gesichert. Die Versorgung mit
Strom und Gas erfolgt durch die EWE AG.

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverband
OOWV.

Die Grundstiicke werden an die Schmutzwasserkanalisation angeschlossen.

Auch bei einer weiteren Bebauung soll die Ableitung des Oberflachenwassers die Vorfluter
nicht mehr belasten als derzeit aus den Flachen. Aus diesem Grund ist das
Oberflachenwasser auf den privaten Grundstlcken zu versickern oder — soweit das nicht
mdglich ist, nach Rickhaltung gedrosselt abzuleiten, wobei nicht mehr Oberflachenwasser
abgeleitet werden darf als von den derzeit genutzten Flachen.

Sollte die Nutzung; einer Brauchwasseranlage (z. B. Regenwasserzisterne, Hausbrunnen,
Grauwassernutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z, B. Toilettenspllung), ist dieses dem
Gesundheitsamt; Lange Stralle 36, 26655 Westerstede, anzuzeigen. Die Installation
solchen Anlagen muss den technischen Normen entsprechen. Querverbindungen (z, B,
Eigenwasserversorgung/tffentliche  Wasserversorgung) sind auch innerhalb der
Hausinstallation nicht zulassig.

5. INHALT DER SATZUNG

5.1 Abgrenzung

Die Satzung umfasst einen Uberwiegend bebauten Bereich dstlich des Speckweges im
Ortsteil Kleibrok. Der genaue Geltungsbereich ist dem Planteil zu entnehmen.
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5.2 Festsetzungen — Art der baulichen Nutzung

Die Zulassigkeitsvoraussetzung des § 35 BauGB fur Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB
wird durch die Satzung dergestalt modifiziert, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben die
im Flachennutzungsplan enthaltene Darstellung einer Flache fiir die Landwirtschaft sowie
die Befurchtung, dass eine Splittersiedlung verfestigt werden konnte, nicht
entgegengehalten werden kann.

5.3 Baufelder

Far die bestehenden Wohnhduser und die Potenzialflichen wird ein grofles Baufeld
festgesetzt. Damit werden neben den bestehenden Gebaudekérpern und den
Baugrundsticken auch Potenziale fur Anbauten, Erweiterungen oder die theoretisch
zulassige zweite Wohneinheit im Sinne von § 35 (4) BauGB bertcksichtigt. Es handelt sich
insgesamt um 3 Baufelder, auf denen neue Gebaude errichtet werden kénnen.

54 Ndhere Bestimmungen uber die Zulassigkeit

Um die Vereinbarkeit mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung sicherzustellen
werden ndhere Bestimmungen Uber die Zulassigkeit von Vorhaben im Sinne der Satzung
getroffen:

5. Vorhaben nach § 2 dieser Satzung missen sich nach Art und Mals der baulichen
Nutzung, der Bauweise und der Grundstlcksflache, die Gberbaut werden soll, in die
Eigenart der naheren Umgebung einfligen.

6. Die Baugrundstiicke flir Wohnnutzungen missen eine Mindestgréfte von 800 gm
besitzen. Pro Baugrundstick ist maximal ein Wohngebdude mit maximal zwei
Wohneinheiten zulassig, wobei die nach § 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB entwickelten
Grundsatze fur Wohngebaude auch fir die Neubebauung gelten.

7. Zulassig ist maximal ein Vollgeschoss.

8. Das auf den Baugrundstlicken anfallende Oberflachenwasser ist auf den privaten
Grundstlicksflachen zu versickern oder - soweit dieses nicht mdglich ist - nach
Ruckhaltung gedrosselt abzuleiten, wobei nicht mehr Oberflachenwasser abgeleitet
werden darf als von den derzeit genutzten Flachen.

5.5 Hinweise

Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde
(das kdénnen u.a. sein: TongefalRscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie
auffallige Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde)
gemacht werden, sind diese gemall § 14 Abs.1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes
(NDSchG) meldepflichtig und mussen dem Niedersachsischen Landesamt flr



@ Gemeinde Rastede: Begriindung zur AuRenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB fir
einen Teilbereich 6stlich des Speckweges, Ortsteil Kleibrok

Denkmalpflege — Stitzpunkt Oldenburg, Ofener Strale 15, 26121 Oldenburg angezeigt
oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde des Landkreises unverziglich gemeldet werden.
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde
und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach
der Anzeige unverandert zu lassen, bzw. fir ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht
die Denkmalschutzbehdrde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

Altablagerungen

Bei Hinweisen auf Altablagerungen ist unverziglich die Untere Abfallbehérde zu
benachrichtigen.

Leitungen

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Leitungsplanen der Versorgungstrager zu
entnehmen; bei Baumalnahmen und Bepflanzungen ist Kontakt mit den
Versorgungstragern aufzunehmen.

Brauchwasseranlagen

Sollte die Nutzung; einer Brauchwasseranlage (z. B. Regenwasserzisterne, Hausbrunnen,
Grauwassernutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z, B. Toilettenspilung), ist dieses dem
Gesundheitsamt; Lange Stralle 36, 26655 Westerstede, anzuzeigen. Die Installation
solchen Anlagen muss den technischen Normen entsprechen. Querverbindungen (z, B,
Eigenwasserversorgung/6ffentliche  Wasserversorgung) sind auch innerhalb der
Hausinstallation nicht zulassig.

Gemeinde Rastede

Blrgermeister

Rastede, den
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Mitteilungsvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/200
freigegeben am 15.11.2006

GB3 Datum: 15.11.2006
Sachbearbeiter/in: Frau Wahl, Kirsten

Verlegung von zwei Bushaltestellen in Hahn-Lehmden

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o) 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 16.01.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvor schlag:

Die Verlegung der beiden Bushaltestellen wird zur Kenntnis genommen.

Sach- und Rechtdlage:

Der Ortsbirgerverein Hahn-Lehmden hat mit Schreiben vom 15.06.2005 beantragt, die Bus-
haltestellen beim Sparmarkt in den Abschnitt zwischen dem Feuerwehrhaus und dem Schuh-
geschéft Diers bzw. auf der Gegenseite vor das Schiitzenhaus zu verlegen. Die Umsetzung
dieser Madnahme ist beim Zweckverband V erkehrsbund Bremen/Niedersachsen angemel det
worden, damit dieser Fordermittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz beantra-
gen kann.

Der Zweckverband V erkehrsbund Bremen/Niedersachsen hat zwischenzeitlich mitgeteilt,
dass die Fordergelder bereitstehen und die neuen Buswartehduser im Februar 2007 aufgestel It
werden kdnnen.

Esist geplant, die Bushaltestelle in Fahrtrichtung Varel an den beantragten Standort zwischen
dem Feuerwehrhaus und dem Schuhgeschéft Diers auf dem Parkstreifen aufzustellen. Der
Parkstreifen muss fur diesen Zweck auf einer Léange von 8,00 m angehoben werden, damit der
auf der Fahrbahn haltende Bus mit zwei Turen den Buskapstein anfahren kann.

Auf der gegenuiberliegenden Stral3enseite kann der beantragte Standort vor der Schiitzenhalle
nicht verwirklicht werden, da hierfir Grunderwerb bendtigt wiirde, der der Gemeinde aber
nicht gewahrt wird. Daher ist as Standort der Parkstreifen vor dem Grundsttick Wilhelmsha-
vener Stral3e Nr. 225 geplant. Dieser muss ebenfalls auf einer Lange von 8,00 m angehoben
werden. Das zukiinftige Halten des Busses auf der Fahrbahn wird vom Zweckverband Ver-
kehrsbund Bremen Niedersachsen begriifdt, denn dadurch falt dasin der Vergangenheit pro-
blematische Einf&deln in den flief3enden Verkehr weg.
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Es soll der gleiche Fahrgastunterstand wie bereits in Rastede vorhanden, z. B. beim Markt-
platz, aufgebaut werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Haushaltmittel stehen zur Verflgung.

Anlagen:

Anlage 1: Haltestelle Feuerwehr
Anlage 2: Haltestelle Ecke Meenheitsweg



Anlage 1 zur Vorlage Nr. 2006/200

Bushaltestelle Feuerwehr
Fahrtrichtung Varel

Die vorhandene Bushaltestelle beim
Sparmarkt wird aufgehoben und bei
der Feuerwehr Hahn neu errichtet.

Es wird ein Buswartehaus auf dem
Parkstreifen aufgestellt und der
Haltebereich niederflurbusgerecht
umgebaut.

Beispielbaustelle SchulstraBe/Ecke Jadestrafe

Neuer Standort




Anlage 2 zur Vorlage 2006/200

Bushaltestelle Ecke Meenheitsweg
Fahrtrichtung Oldenburg

o '-_,‘5?_"1"} ;

Die vorhandene Bushaltestelle beim

Sparmarkt wird aufgehoben und an

der Einmiindung Meenheitsweg neu
errichtet.

b Es wird ein Buswartehaus auf dem
Parkstreifen aufgestellt und der
% Haltebereich niederflurbusgerecht
umgebaut.
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Abbau des alten Buswartehauses

Neuer Standort




JRASTED € Gemeinde Rastede
= Der BUrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/168
freigegeben am 04.10.2006

GB 3 Datum: 04.10.2006
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes 33 B - Gewer begebiet
Neuslidende (Klein Feldhus)

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
@) 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 16.01.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvor schlag:

1. Der Bebauungsplan Nr. 33 b - Gewerbegebiet Neusiidende wird geandert.
2. DieVerwaltung wird beauftragt, mit dem Eigentimer einen stadtebaulichen Vertrag zur

Ubernahme der Planungskosten und gegebenenfalls anfallenden Abldsebetragen fir
K ompensationsmal3nahmen zu schlief3en.

Sach- und Rechtdlage:

1. Allgemen:

Die Firma Invento GmbH, Klein Feldhus 1, 26180 Rastede, hat einen Antrag auf Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 33 b - Gewerbegebiet Neustidende (Klein Feldhus) gestellt. Die
Firma produziert und vertreibt Drachen und Lenkspiele und hat sich seit Griindung 1986 sehr
erfolgreich am Markt etabliert. Nach eigenen Angaben wurden bereits im Jahre 2000 mehr als
10 Mio. DM Umsatz getétigt.

(Mehr Gber das Unternehmen im Internet unter: http://www.invento-hg.com)

2. Stadtebauliche Situation
Das Betriebsgrundstiick befindet sich im als Gewerbegebiet ausgewiesenen inneren Bereich
der Ringerschlief3ung der Stral3e Klein Feldhus.

Das Grundsttick ist zu ca. einem Drittel mit einem Laubwald bewachsen, in dem Fledermaus-
vorkommen existieren. Die in der Bestandkarte dargestellten Wal dflachen entsprechen nicht
den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Der Bebauungsplan weist vielmehr Flachen a's
Wald aus, die tatsachlich nicht bewaldet sind. Der Flachennutzungsplan der Gemeinde weist
das gesamte Gebiet als Gewerbefl&che aus.



http://www.invento-hq.com/

Der neue Konzeptvorschlag sieht vor, die Baugrenzen im aktuellen B-Plan so zu verschieben,
dass unmittelbar an den auf3eren Gebaudegrenzen weitere Nutzflachen in ca. 5 m Abstand
entstehen.

Des Weiteren ist geplant, die im Nordwesten befindliche sogenannte NABU-Fléche nach Os-
ten zu verlegen. Im Zusammenhang mit der baulichen Veranderung im Jahre 1997 wurde hier
zum Schutz des Waldes und der Fledermause in Zusammenarbeit mit dem NABU eine um-
fangreiche Kompensation vorgenommen. Im Rahmen eines moglichen Anderungsverfahrens
wird daher auch eine enge Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde und dem NABU
erforderlich werden. Inwieweit hier weitere Kompensationsbedarfe auf3erhalb des Plangebie-
tes erforderlich werden, wird sich im Rahmen des Planverfahrens herausstellen.

3. Schlussfolgerung
Die Gemeinde sollte die Gelegenheit nutzen und einem erfolgreichen, in einem Gewerbege-
biet gelegenen Betrieb elne angemessene Erweiterungsmoglichkeit zu gewahren.

4. Hinweis

In einer weiteren Vorlage wird Uber eine ohnehin beabsichtigte Plananderung des Bebauungs-
planes Nr. 33 b berichtet, die in diesem Zusammenhang innerhalb eines Anderungsverfahrens
berticksichtigt werden konnte.

Ubersicht iber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ Frihzeitige Offentliche Ausle- | Satzungsbeschluss
Aufstellungsbeschluss| Offentlichkeits/ Be- | gung/ Behor denbetei-
hordenbeteiligung ligung
BauPlUmStA 04.12.06 N. N. N. N. N. N.
VA 16.01.07

Finanzielle Auswirkungen:

Samtliche Planungskosten werden mittel s stadtebaulichen Vertrages durch den Eigentimer
getragen.

Anlagen:

1. Lageplan
2. Bestandsplan

3. Konzeptvorschlag
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B-Plan‘BESTAND
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An den Kolonaten |1 in 26160 Bad Zwischenahn

Konzeptvorschlag B-Plan-Anderung’
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JRASTED € Gemeinde Rastede
= Der BUrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2006/186
freigegeben am 30.10.2006

GB1 Datum: 30.10.2006
Sachbearbeiter/in: Herr Hollmeyer, Michael

Haushalt 2007 - Haushaltssatzung, Haushaltsplan und Stellenplan

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

) 27.11.2006 Finanz- und Wirtschaftsausschuss

O 04.12.2006 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
o) 11.12.2006 Kultur- und Sportausschuss

o) 12.12.2006 Schulausschuss

o) 08.01.2007 Kinder-, Jugend- und Sozial ausschuss

o) 09.01.2007 Feuerschutzausschuss

o) 12.02.2007 Finanz- und Wirtschaftsausschuss

N 27.02.2007 V erwaltungsausschuss

) 27.02.2007 Rat

Beschlussvor schlag:

Der Haushaltsplanentwurf fir das Haushaltsjahr 2007 wird zur weiteren Beratung an die
Fachausschiisse verwiesen.

Sach- und Rechtdlage:

Vorbemerkungen

Die Beratung des Haushalts in den Fachausschiissen und die endgultige Beschlussfassung
Uber die Haushaltssatzung, den Haushaltsplan und den Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2007
erfolgt zu Beginn des Jahres 2007, weil durch die Konstituierung des neu gewahlten Ratesim
November 2006 eine Beratung in 2006 kaum noch und vor alen Dingen nicht zusammenhan-
gend moglich gewesen wére. Nach dem jetzigen Stand der Terminplanung ist die endgtiltige
Beschlussfassung Uber den Haushalt fir die Sitzung des Rates am 27.02.2007 vorgesehen.

Im vorliegenden Entwurf wurden die inneren V errechnungen bisher nicht berticksichtigt, da
Korrekturen einzelner Haushaltsansétze in den jewelligen Anteilbudgets das Ergebnis der

V errechnungen noch verandern wirden. Nach den Haushaltsberatungen in den einzelnen
Fachausschiissen werden die beschlossenen Anderungen und die inneren Verrechnungen in
den Haushaltsplan und in die Haushal tssatzung 2007 eingearbeitet.

Uber den Wirtschaftsplan des Bauhofes als Optimierter Regiebetrieb wird eine gesonderte
Beschlussvorlage erstellt. Der Wirtschaftsplan flief3t mit seinem Ergebnisin die Haushal tssat-
zung der Gemeinde Rastede ein. Insoweit wird der Text der Haushaltssatzung noch ergénzt
werden.




Fur den Haushalt 2007 gibt es folgende K ernaussagen:

e Der Haushalt ist im Verwaltungs- und Vermdgenshaushalt in Einnahmen und Ausgaben
ausgeglichen

e Dieallgemeine konjunkturelle Belebung erleichtert den Haushaltsausgleich

e Die Haushaltsplanung 2006 ist mit der fur 2007 nicht vergleichbar.

e Der Haushaltsausgleich ergab sich nicht allein aus der Addition der angemeldeten Ein-
nahmen und Ausgaben; er wurde "erarbeitet”, wobei folgende Ziele formuliert und konse-
quent verfolgt wurden:

0 Der Haushaltsausgleich muss erreicht werden

Ausgaben werden nur dann veranschlagt, wenn sie unbedingt erforderlich sind.

Wunsche werden nicht erfillt.

Eine Anhebung von Steuersétzen kommt nicht in Betracht.

Die Gebuhrensétze sind weiterhin grundsétzlich kostendeckend.

Es werden keine Kreditmarktmittel in Anspruch genommen

Investitionen werden nur getétigt, wenn sie unbedingt erforderlich sind.

Dariiber hinaus kommen Investitionen nur in Betracht, wenn sie unter Auf-

wandsgesichtpunkten Vorteile fir den Verwaltungshaushalt bringen (z.B. Energie-

einsparung)

0 Haushaltsreste werden in 2006 nur im erforderlichen Umfang gebildet, d.h. der
Haushaltsplan 2006 ist so umfangreich wie moglich zu erfillen und ein Vorziehen
von Mal3nahmen des Jahres 2007 kommt nicht in Betracht.

¢ Eine Sondertilgung von Krediten gibt esim Hinblick auf die Vermeidung von Kreditauf-
nahmen durch die Rucklagenentnahme nicht (siehe hierzu weiter unten die Aussagen zu
den Krediten und dem Finanzplan)

(@]
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Ergebnisder Haushaltsplanung

Die Haushaltsplanungen 2006 und 2007 lassen sich miteinander nicht vergleichen. Damit
verbietet sich die Ubertragung von Planungsiiberlegungen und -handlungen des Jahres 2006
nach 2007. Die Haushaltsplanung 2006 stand unter dem Einfluss, dass in 2005 zu einem be-
stimmten Zeitpunkt (vor 01.10.05) unerwartet erhebliche Mehreinnahmen bei den Gewerbe-
steuern zu verzeichnen waren. Die Systematik der Gewerbesteuerumlage hat dazu gefiihrt,
dass in 2005 erheblich mehr als notwendig Gewerbesteuerumlage gezahlt werden musste,
welche alerdings in 2006 erstattet und zumindest in diesem Punkt zu einer Entlastung des
Verwaltungshaushaltes in 2006 gefihrt hatte. AuRerdem kam die Systematik des Finanzaus-
gleichs zum Tragen, dass aufgrund der erheblich gestiegenen Steuerkraft die Schltsselzuwel-
sungen in 2006 deutlich sinken wirden. Auf diese unerwartete Situation konnte die Gemeinde
in 2005 nur in der Weise reagieren, dass fir 2006 vorgesehene A usgaben noch nach 2005
vorgezogen werden. Die Haushaltsmittel dafir standen durch die Mehreinnahmen ja zur Ver-
flgung und blieben so fir den Verwaltungshaushalt erhalten. Diese Vorgehensweise hat dazu
gefuhrt, dass die Ausgaben-V eranschlagungen im Verwaltungshaushalt ganz erheblich redu-
ziert und dadurch der Haushalt 2006 ausgeglichen werden konnte.

Die Planungssituation 2007 |&sst sich mit der von 2006 nicht vergleichen. Zwar wird in 2006
auch wieder eine hohe Einnahme im Bereich Steuern erwartet, aber ein sprunghafter Anstieg,
der die Bemessungsgrundlagen fir allgemeine Deckungsmittel so negativ beeinflusst, ist auf-
grund einer relativen Gleichmaldigkeit der Einnahmen nicht zu erwarten. Aul3erdem hétte es
keinen Sinn gemacht, erhebliche fir das Haushaltgahr 2007 vorgesehene Ausgaben vorzuzie-
hen, weil eine entsprechende "Abarbeitung”, wie sie entsprechend in 2005 noch fir méglich
gehalten wurde, nicht hétte geleistet werden konnen. Dies war auch der Grund, warum in
2005 noch erhebliche Ausgabereste nach 2006 gebildet werden mussten.



Folglich musste der Haushaltsausgleich 2007 aus "eigener” Kraft erzielt werden. Hilfreich
hierbei war die Entwicklung der konjunkturellen Situation, die zu einer V erbesserung des
Saldos bei den Allgemeinen Deckungsmitteln von rd. 1,6 Mio Euro gegentiber dem Vorjahr
fuhrt. Diese Verbesserung reicht aber trotzdem nicht aus, den Verwaltungshaushalt "unbe-
schwert" auszugleichen. Ausgabendisziplin, Beschrénkung auf das Erforderliche und die Ab-
sage an Wunscherfillung waren erforderlich, um den Haushaltsausgleich zu erreichen. Zu
grof3ist bspw. noch der Druck, gerade im Unterhaltungsbereich mehr a's erforderlich zu spa-
ren.

Nachfolgend werden einige grundlegende Anmerkungen zum Haushalt 2007 gemacht, diein
der Finanzausschusssitzung weiter auszufihren sind.

Verwaltungshaushalt

Das Haushaltsvolumen umfasst ohne innere Verrechnungen 21.985.700 Euro. In Verbindung
mit der Einfuhrung der neuen Software fir die Durchfiihrung des SGB 11, SGB X1 und des
Asylbewerberlei stungsgesetzes beim Landkreis und den krei sangehorigen Gemeinden werden
die Einnahmen und Ausgaben im Bereich Soziales ab Februar 2006 nicht mehr tber den
Haushalt der Gemeinde Rastede, sondern direkt Uber den Kreishaushalt abgewickelt. Auf-
grund dieser Neuerung wird sich das Einnahme- und Ausgabevolumen im Verwal tungshaus-
halt entgegen der noch im Haushaltsplan 2006 veranschlagten Ansétze um ca. 6.500.000 €
reduzieren.

Aufgrund der vorliegenden aktuellen Orientierungsdaten fir 2007 wird eine V erbesserung bei
den Allgemeinen Deckungsmitteln erwartet. Diese optimistische Einschétzung ist, wenn auch
vorsichtig, bei der Ermittlung der Ansétze berticksichtigt worden.

Einzelheiten
Verwaltungshaushalt 200 200
Veranderung
gegenuber
Einnahmen Ansatz Ansatz Ansatz 200
9000 | 000000 | Grundsteuer A 15 .000 144.000 -12.000
9000 | 001000 | Grundsteuer B 1.950.000 2.025.000 5.000
9000 | 00 000 | Gewerbesteuer 4.4 5.000 5.500.000 | 1.025.000
9000 | 1 0000 | Erstattung Gew.St.-umlage [ 4 5.000 --
9000 | 010000 | Einkommensteuerbet. .809.200 4.25 .900 |44 . 00
9000 | 012000 | Umsatzsteuerbet. 28.400 420.100 91. 00
9000 | 021000 | Vergnugungssteuer 21.000 1 .500 -4.500
9000 | 022000 | Hundesteuer 51.500 52.000 500
9000 | 041000 | Schliisselzuweisungen 925. 00 1.1 9.000 |21 .00
9000 | 0 1000 | Zusch. Ubertr. WK 22.100 2 .000 .900
Summe 12.50 .500 1.8 9.500 | 1.841.000
Ausgaben
9000 | 810000 | Gewerbesteuerumlage 1.0 8. 00 1. 1 .000 |80.200
9000 | 8 2000 | Kreisumlage 4.5 .900 4. 8.400 . 00
Summe 5. 2.200 .051.400 |81 .900
Saldo .8 1. 00 .828.100 | 1.024.100




Betelligung an der Einkommen- und Umsatzsteuer:

Die Hohe der Beteiligung an der Einkommen- und der Umsatzsteuer richtet sich nach der
letzten Steuerschatzung und den fortgeschriebenen Orientierungsdaten. Die Ergebnisse der
Steuerschétzung vom November 2006 (regionalisierte Ergebnisse) liegen zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht vor, jedoch ist eine positive Entwicklung unverkennbar. Weil zudem gegen-
Uber dem Haushaltsansatz fur 2006 in 2006 bereits mit einer Mehreinnahmei. H. v. rund
550.000 Euro gerechnet wird, hat die Verwaltung bei der Veranschlagung die positive Ein-
schétzung der Orientierungsdaten tbernommen.

Schliissel zuwei sungen:

Zum jetzigen Zeitpunkt steht die fur die Berechnung der Schltisselzuweisung erforderliche
Hohe des Grundbetrages noch nicht fest. Auf der Basis der vorliegenden Orientierungsdaten,
die einen Anstieg der Ausgleichsmasse ausweisen, wurde im Rahmen des ersten Haushalts-
planentwurfes ein Grundbetrag i. H. v. 581 Euro (2006 = 563,60 Euro) fir die Berechnung
der Schliisselzuweisung zu Grunde gelegt. Nahere Ausfiihrungen zu dem gemeindlichen Ver-
anschlagungsverfahren werden in der Sitzung gemacht. Hinzuweisen ist darauf, dassdie Ver-
waltung zum ersten Mal optimistischer vorgegangen ist alsin den Vorjahren.

Gewerbesteuer:

Schwierig gestaltet sich eine Vorausschau hinsichtlich der Entwicklung der Gewerbesteuer.
Nachdem das Anordnungssoll der Gewerbesteuer fir 2005 im Ergebnis mit 6.826.297 Euro
deutlich hoher ausgefallen ist, wie im Haushaltsplan veranschlagt (3.789.800 Euro), setzt sich
diese Entwicklung verhalten auch in 2006 fort. Die Verwaltung hélt es deshalb fur vertretbar,
wenn fur 2007 ein Einnahmevolumen i. H. v. 5.500.000 Euro veranschlagt wird. Bel der Ge-
werbesteuer ist aber in Erinnerung zu rufen, dass von jedem Euro Gewerbesteuer nur ein ge-
ringer Teil bei der Gemeinde verbleibt. Die Gewerbesteuer ist eingebunden in das Finanzaus-
gleichssystem, sie wird bel der Kreisumlage berticksichtigt, und fir die Gewerbesteuer ist
eine Gewerbesteuerumlage zu zahlen. Aufgrund dessen darf die Entwicklung der reinen Ge-
werbesteuereinnahmen nur im Verbund der anderen Einnahmen und Ausgaben der allgemei-
nen Deckungsmittel betrachtet werden.

Umlagen:

Der entscheidende Vervielfétiger fir die Gewerbesteuerumlage betragt fir das Haushaltgahr
2007 insgesamt wie 2006 wieder 74 Prozentpunkte. Angewendet auf das eingeplante Gewer-
besteueraufkommen fiir 2007 (unter Berticksichtung des Hebesatzes von 310 Prozent) ergibt
sich eine Gewerbesteuerumlagei. H. v. 1.313.000 Euro. Damit verschlechtert sich das Ver-
haltnis von Gewerbesteuer und Gewerbesteuerumlage im Vergleich zu 2006 nicht.

Die Kreisumlage betrégt nach jetzigem Kenntnisstand weiterhin 37 Prozentpunkte. Unter Be-
ricksichtigung der aktuellen Steuerkraft der Gemeinde Rastede wurde fir 2007 eine Kreisum-
lagei. H. v. 4.738.400 Euro veranschlagt.

Allgemeine Deckungsmittel in der Gesamtheit:

In der nachfolgenden Grafik wird die Entwicklung der allgemeinen Deckungsmittel (Steuern
+ Schliissel zuwel sungen - Gewerbesteuerumlage - Kreisumlage), die rd. 35 % an dem Haus-
haltsvolumen (ohne innere Verrechnungen und Nettoinvestitionsrate) ausmachen, dargestelt.
Fur 2006 wird ein hoherer Saldo erwartet als dies die Plandaten auswei sen.
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Personal kosten:

Fir das Haushaltgahr 2007 wurden insgesamt 6.345.300 Euro an Personalkosten veran-

schlagt. Dies

ist gegeniiber dem Ansatz fir 2006 eine Steigerung von 37.400 Euro. Der An-

stieg der Personalkosten ist vorrangig durch die Einstellung von zwel neuen Mitarbeitern zur
Gehwegsanierung begriindet. V eranderungen innerhalb der Budgets ergeben sich durch Ver-
anderungen bei den Personal anteil zuordnungen zu den Budgets und im Ubrigen durch tarif-

rechtlichen Notwendigkeiten. Die im Budget 8300 eingerichtete Haushaltsstelle 0200.4141 -
L eistungsentgelt trégt der tariflichen Forderung nach der Zahlung von L eistungsentgelten ab

2007 Rechnung. Hierbei handelt es sich nicht um eine Mehrausgabe, weil die entsprechenden
Mittel bei allen anderen Budgets anteilig abgezogen wurden.
Personalausgaben
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Der Stellenplan und die dazu gehorigen Erlauterungen sind der Vorlage beigeftigt (siehe An-
lage 5 und 6).

Bauliche Unterhaltung:

Das Ausgabevolumen fir die bauliche Unterhaltung betragt in 2007 insgesamt 624.300 Euro.
Hinter den einzelnen Ansétzen stehen Uberwiegend Pflichtausgaben, wie z. B. die vorge-
schriebenen Wartungen von technischen und baulichen Einrichtungen. Dartiber hinaus muss-
ten, wie Ublich, fir unvorhersehbare Mal3nahmen Pauschalansétze bei den einzelnen Haus-
haltsstellen gebildet werden. Diese orientieren sich an den Durchschnittskosten der Vorjahre.
In der nachstehenden Grafik wurden alerdings solche Ausgaben nicht beriicksichtigt, die als
Sanierungen verstanden werden und demzufolge im Vermogenshaushalt veranschlagt wurden.
Der Veranschlagung liegen, abgesehen von den Pauschalen, konkrete M al3nahmen zu Grunde,
die im Rahmen der Fachausschusssitzungen erléutert werden.

Bauliche Unterhaltung
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Unterhaltung von AulRenanlagen

Fur die Unterhaltung der Auf3enanlagen (ohne Straf3en) ist ein Ausgabevolumeni. H. v. insge-
samt 545.700 Euro vorgesehen. Davon gehen 395.400 Euro an den Bauhof fr die von dort zu
verrichtenden Unterhaltungsmal3nahmen. Den Leistungen des Bauhofes liegt ein festes Auf-
tragsprofil zu Grunde, welches sich im Wirtschaftsplan des Bauhofes widerspiegelt. Die bri-
gen Unterhaltungsarbeiten beschranken sich auf unumgangliche Mal3nahmen, die im Laufe
der Fachausschussberatungen erlautert werden.

Fur die Unterhaltung der Straf3en wurde im Verwaltungshaushalt ein Ausgabevolumeni. H. v.
insgesamt 758.500 Euro veranschlagt. Hiervon sind 538.500 Euro fir den Bauhof vorgesehen.
Des Weiteren sind im Vermogenshaushalt 150.000 Euro fir spezielle Sanierungsmalinahmen
(Deckenprogramm) veranschlagt. Die konkreten Unterhaltungsarbeiten sind im Laufe des
Haushalts ahres 2007 festzulegen.
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Bewirtschaftungskosten:

Das Ausgabevolumen bel den Bewirtschaftungskosten wurdei. H. v. 1.822.000 Euro veran-
schlagt. Die eingeplanten Mehrausgaben i. H. v. 89.300 Euro gegeniiber dem Ansatz 2006
sind vorrangig auf die zu erwartenden steigenden Energiekosten und auf die Erhéhung der
Umsatzsteuer zuriickzufthren.

Bel diesem Ansatz werden die unterschiedlichsten Arten von Kosten veranschlagt (Strom,
Gas, Wasser, Abgaben, Versicherungen usw.). Die nachfolgende Grafik zeigt die erhebliche
Bedeutung dieser Ausgaben fir den Haushalt.

In den vergangenen Jahren wurden erhebliche, wenn auch sicherlich noch nicht abschlief3en-
de, Anstrengungen unternommen, die Bewirtschaftungskosten zu senken. Insbesondere die

K ostensteigerungen und nicht zuletzt die Anhebung der Umsatzsteuer heben die Erfolgeim
Sinne des Ziels einer Umkehr der Kostenentwicklung aufgehoben. Im Bereich der Energie-
einsparung liegt deshalb fur die Zukunft ein besonderes Betétigungsfeld, weshalb die Verwal -
tung im Rahmen der V eranschlagung von Ausgaben im Vermdgenshaushalt insbesondere
solche Investitionen zulassen mochte, die positive Auswirkungen fur den Aufwandsbereich
haben.



Bewirtschaftungskosten
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Vermogenshaushalt

Das Volumen des Vermbgenshaushaltes betrégt 6.614.500 Euro. Bel einem Investitionsvolu-
men i. H. v. 6.170.000 Euro ist nach jetzigem Planungsstand eine Entnahme aus der Riicklage
i. H. v. 1.875.000 Euro veranschlagt, um die Finanzierung mit Kreditmarktmitteln zu vermei-
den. Eine Kreditfinanzierung ist fir 2007 lediglich im Rahmen der Kreisschulbaukassei. H.
V. 434.600 Euro eingeplant.

Das geplante Investitionsvolumen fur Baumalinahmen im Haushaltgahr betragt 6.170.000
Euro. Eswird darauf hingewiesen, dass grds. nur Investitionsmal3hnahmen in den Haushalt
2007 aufgenommen worden sind, fir die eine Beschlusslage vorliegt, die unbedingt erforder-
lich sind und solche, die z.B. durch Energieeinsparungen eine Reduzierung von Ausgaben im
Verwaltungshaushalt zur Folge haben. Hierzu zadhlt z.B. der Austausch der Glaswand im
Treppenhaus des Rathauses. Die einzelnen eingeplanten I nvestitionsmal3nahmen werden in
den Fachausschussberatungen angesprochen. In der folgenden Grafik ist die Aufteilung des
Investitionsvolumens auf die einzelnen Bereiche dargestellt:

geplantes Investitionensvolumen 2007
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Kreditaufnahme:

Fur 2007 ist entsprechend der Zielbeschreibung lediglich eine Kreditaufnahme im Rahmen
der Kreisschulbaukasse i. H. v. 434.600 Euro vorgesehen. Unter Berticksichtigung der einge-
planten Tilgungsleistung kann fir das Haushaltgahr 2007 eine Nettoneuverschuldung i. H. v.
- 10.100 Euro ausgewiesen werden.

Der Kreditverzicht ist nur moglich durch Inanspruchnahme der algemeinen Ricklage. Inso-
weit ist festzustellen, dass der Vermdgenshaushalt keine ausreichende Eigenfinanzierungs-
kraft besitzt. Dies liegt daran, dass die Einnahmen aus Beitrégen, Zuschiissen und Erl6se aus
dem Verkauf von Grundstiicken die Ausgaben nicht decken konnen. Da auch keine Nettoin-
vestitionsrate veranschlagt werden konnte, muss die allgemeine Riicklage in Anspruch ge-
nommen werden, welche glticklicher Weise in ausreichender Hohe Mittel zur Verfligung hat.
Was die weitere Schuldenentwicklung betrifft, wird auf die Ausfihrungen zum Finanzplan
hingewiesen.

Nettoneuverschuldung
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Schul denentwicklung:
Die Entwicklung des Schuldenstandes jeweils zum 31.12. eines Haushalts ahres kann der fol-
genden Grafik enthommen werden:

Schuldenstand zum 31.12. eines Jahres
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Spielraum fir Sondertilgungen ist in Anbetracht des Finanzplanes aus derzeitiger Sicht min-
destens sehr kritisch zu prifen. 2007 wirde es zudem auch an einem Zinsanpassungstermin
mangeln. Erfreulichist, dass die Verschuldung nicht zunimmt. Der Preis dafUr ist die Inan-
spruchnahme der Allgemeinen Ruicklage ("Ersparnisse™)

I nvestitionsprogramm:

Im Investitionsprogramm ist gegenuiber den Haushaltgahren 2007 und 2008 eine deutliche
Reduzierung des Investitionsvolumens fir die Haushaltsjahre 2009 und 2010 erkennbar. Dies
ist darin begriindet, dass nur die zum jetzigen Zeitpunkt bekannten notwendigen Investitions-
mal3nahmen in das I nvestitionsprogramm aufgenommen worden sind. Es wurde davon abge-
sehen, denkbare, aber noch nicht konkret fir die Beratung in den politischen Gremien aufbe-
reitete Maldnahmen in das Programm aufzunehmen. Das Investitionsprogramm ist als Anlage
3 beigefgt. Die folgende Grafik zeigt das Investitionsvolumen des Finanzplanungszeitraumes
2006 bis 2010 auf:

Investitionsvolumen der Jahre 2006 bis 2010
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Finanzplan:

Der Finanzplan kumuliert die Mittelanmeldungen fir das Haushaltsjahr 2007 und die Folge-
jahre 2008 bis 2010. Die fur die Mittelanmeldungen zusténdigen Fach- bzw. Geschéftsberel -
che wurden im Rahmen der Haushaltsplanung aufgefordert, die Entwicklung der einzelnen
Einnahme- und Ausgabehaushaltsstellen einzuschétzen und diese bei den Mitelanmeldungen
entsprechend zu berticksichtigen. Der Finanzplan spiegelt somit die Entwicklung der Einnah-
men und Ausgaben zukunftiger Haushalts/ahre wieder. Der Finanzplan ist al's Anlage 2 beige-
fugt.

Esist darauf hinzuweisen, dass die Gemeinde ihre K onsolidierungsiiberlegungen mit dem
Abschluss des Haushaltskonsolidierungskonzepts noch nicht zu den Akten gelegt hat. Es be-
steht das Einvernehmen zwischen Verwaltung und Politik, den Konsolidierungsgedanken
weiterhin zu verfolgen.



Estrifft zwar zu, dass in den letzten Jahren durch die Bauentwicklungs- und Ansiedlungspoli-
tik eine Zunahme der Einwohner zu verzeichnen ist, aber die demografischen Entwicklungs-
prognosen sind grundsétzlich nicht positiv. Vor allem deshalb ist es von besonderer Wichtig-
keit, die Gemeinde attraktiv zu halten. Die Bewahrung der Attraktivitéat bedeutet inhaltlich
Uberwiegend nicht, noch mehr an Angeboten und Einrichtungen zu schaffen, sondern das Ge-
schaffene instand- und attraktiv zu halten und weiter zu entwickeln. Es muss also gelingen,
einen Haushalt aufstellen zu kdnnen, der insbesondere der Unterhaltung sémtlicher Anlagen
und Einrichtungen Rechnung tragt und sich auf Investitionen beschrankt, die sich selbst fi-
nanzieren (z.B. die Erschlief3ung von Bauland). Soweit sich selbst nicht tragende Vermo-
genswerte geschaffen werden, muss darauf geachtet werden, dass der Aufwandshaushalt
(Verwaltungshaushalt) dauerhaft die Haushatsmittel fir die Herstellung und Unterhaltung
erwirtschaftet.

Betrachtet man den Finanzplan, dann wird deutlich, dass die Selbstfinanzierungskréfte des

V ermogenshaushaltes nicht ausreichen, in den néchsten Jahren eine Kreditfinanzierung zu
vermeiden. Die angesammelte Riicklage ist nach dem Stand der heutigen Kenntnisse in der
Lage, eine Kreditvermeidung zu unterstiitzen, aber dies gelingt nur bisin das Jahr 2008 hi-
nein. Dann darf bei der Betrachtung des Finanzplanes nicht vergessen werden, dass das Inves-
titionsprogramm lediglich beschlossene und notwendige Investitionen beriicksichtigt. Das
bedeutet, dass jede zusétzliche Investition auf ihre Wirtschaftlichkeit und Notwendigkeit hin
besonders geprift werden muss.

Zuletzt ist noch darauf hinzuweisen, dass nach der bisherigen Beschlusslage ab 2009 erstma-
lig ein Haushaltsplan nach den Grundsétzen des neuen Haushaltsrechts vorgel egt werden
wird. Dann werden zum ersten Mal die Vermogenswerte und deren Entwicklung in die Haus-
haltsplanung und damit in den Haushaltsausgleich einbezogen. Auch deshalb ist esfir die
Gemeinde Rastede wichtig, an dem Konsolidierungsgedanken trotz gegenwartiger Entspan-
nung in der Wirtschaft festzuhalten.

Finanzielle Auswirkungen:

Siehe Sach- und Rechtslage

1 Entwurf der Haushaltssatzung 2007

2. Finanzplan

3. Investitionsprogramm

4 Regelungen und Erlauterungen zur Bewirtschaftung des Haushaltes der Gemeinde Rast-
ede, soweit sie haushaltsrechtlich bedeutsam sind.

5 Stellenplan

6.  Erlauterungen zum Stellenplan

7 Entwurf des Haushaltsplanes 2007 (wird gesondert in Papierform zugestellt)



[Anlage 1 zu Vorlage 2006/186 |

Haushaltssatzung
der Gemeinde Rastede

fur das Haushaltsjahr 2007

§1
Der Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2007 wird
im Verwaltungshaushalt (ohne innere Verrechnungen)
in der Einnahme auf 21.985.700 Euro

in der Ausgabe auf 21.985.700 Euro

im Vermogenshaushalt

in der Einnahme auf 6.614.500 Euro
in der Ausgabe auf 6.614.500 Euro
festgesetzt.

Der Wirtschaftsplan des Optimierten Regiebetriebes des Bauhofes der Gemeinde Rastede fir
das Wirtschaftsjahr 2007 wird

im Erfolgsplan
in der Einnahme auf Euro
in der Ausgabe auf Euro
im Vermaogensplan
in der Einnahme auf Euro
in der Ausgabe auf Euro

festgesetzt.


Kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2006/186


§2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen fiir Investitionen und Investitionsfor-
derungsmafBnahmen (Kreditermachtigung) wird auf 434.600 Euro festgesetzt.

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen flr Investitionen im Vermoégensplan
des Optimierten Regiebetriebes des Bauhofes der Gemeinde Rastede wird auf €
festgesetzt.

83

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen wird auf O € festgesetzt.

84

Der Hochstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2007 zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben in Anspruch genommen werden durfen, wird auf 1.500.000 € festgesetzt.

85

Die Steuersatze (Hebesétze) fur Realsteuern werden fur das Haushaltsjahr 2007 wie folgt fest-
gesetzt:

1. Grundsteuer

a) fur die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 280 v.H.
b) fir die Grundstiicke (Grundsteuer B) 300 v.H.
2. Gewerbesteuer 310 v.H.

Gemeinde Rastede, den 27.2.2007

Decker
- Blirgermeister -



Finanzplan 2006-2010

|Anlage 2 zu Vorlage 2006/186 |

Gruppierung Einnahmeart 2006 2007 2008 2009 2010
Einnahmen des Verwaltungshaushalts
000, 001 Grundsteuer A und B 2.106 2.169 2.175 2.180 2.185
003 Gewerbesteuer 4.475 5.500 5.550 5.600 5.600
010 Gemeindeanteil a.d. Einkommensteuer 3.809 4.257 4.507 4.679 4.870
012 und Beteiligung an der Umsatzsteuer 329 420 389 395 404
02, 03 sonstige Gemeindesteuern 73 68 69 70 71
00 - 03 Steuern zusammen 10.792| 12.414| 12.690| 12.924| 13.130
04-06 Allgemeine Zuweisungen
041, 051, 061 vom Land 1.247 1.465 1.528 1.530 1.533
062 von Gemeinden und Gemeindeverbénden 264 275 280 280 290
0 Steuern, Allgem. Zuweis. u. Umlagen zusammen 12.303| 14.154| 14.498 14.734] 14.953]
10, 11, 12 Gebuhren u. &hnl.Engelte, zweckgeb. Abgaben 3.231 3.218 3.219 3.225| 3.235
13, 14,15 Einnahmen aus Verkauf, Mieten, Pachten, Sonst. 288 299 273 275 280
16,17 Zuweis./Zuschusse f. Ifd.Zwecke, Erstattungen 465 0 0 0 0|
161,171 vom Land 450 425 425 425 425
162,163,172 von Gemeinden u. Gemeindeverbanden, 8.368 1.246 1.250 1.250 1.205
173 von Zweckverbénden u. dgl.
164-169 von Ubrigen Bereichen 3.613 695 679 677 679
1 Einnahmen aus Verwaltung u. Betrieb zusammen 16.415 5.883 5.846 5.852 5.824
20 Zinseinnahmen 38 57 36 36 35
21,22,24-28 tbrige Finanzeinnahmen 1.869 1.892 1.872 1.848 1.855
2 sonstige Finanzeinnahmen zusammen 1.907 1.949 1.908 1.884 1.890
0-2 Einnahmen des Verwaltungshaushalts zusammen: 30.625| 21.986| 22.252| 22.470| 22.667
Einnahmen des Vermégenshaushalts
30 Zufuihrung vom Verwaltungshaushalt 442 445 483 539 682
31 Entnahmen aus Rucklagen 4.188 1.875 3.925 0 0|
32, 33, 34 Ruckfl. v. Darl. u. Kapitaleinlagen, Einnahmen a. VerauB3.v 1.587 1.824 1.765 1.725 1.316
Beiteiligungen u. v. Sachen d. Anlagevermogens
35 Beitrédge und ahnl. Entgelte 1.250 1.477 649 560 581
36 Zuw./Zusch.f.Invest./Inv.-Forderungsmalinahmen
361 vom Land 1.873 214 200 200 200
362, 363 v. Gemeinden, Gemeindeverb., Zweckverb. u. dgl. 341 345 183 120 88|
364-368 von Ubrigen Bereichen 1 0 0 0 0|
37 Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen
372,373 von Gemeinden, Gemeindeverbanden, 483 435 400 250 150
Zweckverbanden und dgl.
374-378 vom sonstigen 6ffentlichen Bereich u. Kreditmarkt 0 0 380 2.646 1.212
378 Umschuldungen 0 0 0 0 0
B Einnahmen des Vermdgenshaushalts zusammen 10.165 6.615 7.985 6.040( 4.229
0-3 Verwaltungs- und Vermégenshaushalt zusammen 40.790| 28.601| 30.237| 28.510| 26.896



Kobbe
Textfeld
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Finanzplan 2006-2010

Gruppierung Ausgabeart 2006 2007 2008 2009 2010
Ausgaben des Verwaltungshaushalts
4 Personalausgaben 6.307 6.345 6.441 6.500 6.550
50 - 66 Séachl. Verw.-/ Betr.-Aufwand (ohne Gr. 67/68) 5.446 5.774 5.950 5.950 5.950
670-678 Erstattungen v. Ausgaben d. Verw.-Haushaltes 526 401 396 388 381
679 Innere Verrechnungen 2.889 0 0 0 0
68 Kalkulatorische Kosten 1.565 1.516 1.496 1.482 1.470,
5/6 Séachl. Verw.- u. Betriebsaufwand zusammen 10.426 7.691 7.842 7.820 7.801
71,72 Zuweisungen und sonstige Zuschiisse
fur Ifd. Zwecke, Schuldendiensthilfen
715,716,725 kommunale Sonderrechnungen und sonstige 34 34 34 34 34
726 offentliche Sonderrechnungen
714,717,718
724,727,728 an Ubrige Bereiche 569 1.048 1.018 1.030] 1.030
73-79 Leistungen d. Sozialhilfe u. a. 6.881 100 100 100 100
7 Zuweisungen und Zuschlisse zusammen
(nicht fur Investitionen) 7.484 1.182 1.152 1.164 1.164
80, 877 Zinsausgaben 321 259 277 316 338
810 Gewerbesteuerumlage u. a. 1.068 1.313 1.295 1.319 1.319|
82, 83 Allgemeine Zuweisungen und Umlagen 4.564 4.738 4.750 4.800( 4.800
84, 85 Ubrige Finanzausgaben 13 13 12 12 13
86 Zuftihrung zum Verm.-Haush.(Pflichtzufiihrung) 442 445 483 539 682
86 Zufiihrung zum Verm.-Haush.(Nettozufiihrung) 0 0 0 0 0
893 Deckung von Soll-Fehlbetragen 0 0 0 0 0
8 Sonstige Finanzausgaben zusammen 6.408 6.768 6.817 6.986 7.152
4-8 Ausgaben des Verwaltungshaushaltes zusammen 30.625| 21.986| 22.252| 22.470| 22.667
Ausgaben des Vermdgenshaushalts
90 Zuflihrung zum Verwaltungshaushalt 0 0 0 0 0
91 Zufuhrung zur Riicklage 0 0 0 0 0
92 Gewahrung von Darlehen
925 an kommunale Sonderrechnungen 28 0 0 0 0
98 Zuweisungen und Zuschusse fur Investitionen
982 an Gemeinden/Gemeindeverbénde 187 86 55 53 45
987 an private Unternehmen 18 25 21 25 17
988 an Ubrige Bereiche 212 559 100 103 67
93 Vermdgenserwerb
932 Erwerb von Grundstiicken 2.366 385 962 1.584 692
935 Erwerb v. bewegl. Sachen d. Anlagevermégens 542 405 315 105 170
94, 95, 96 BaumaBnahmen 6.370 4.710 6.049 2.562 2.556
98,93,94-96 Invest./Invest.-FérderungsmalRnahmen gesamt 9.695 6.170 7.502 4.432 3.547
97 Tilgung v. Krediten, Riickzahl. Innerer Darlehen
970 an Bund, LAF, ERP-Sondervermdgen 0 0 0 0 0
971 an Land 0 0 0 0 0
972,973 an Gemeinden, Gemeinde-/Zweckverb. u. dgl. 215 226 247 248 228
974-978 an ubrige Bereiche, Kreditmarkt 227 219 236 291 454
977 Umschuldungen/auBerordentl. Tilgungen 0 0 0 1.069 0
92 Deckung von Soll-Fehlbetragen 0 0 0 0 0
9 Ausgaben des Vermdgenshaushaltes zusammen 10.165 6.615 7.985 6.040| 4.229
4-9 Verwaltungs- und Vermégenshaushalt zusammen 40.790| 28.601| 30.237| 28.510| 26.896




INVESTITIONSPROGRAMM 2006 - 2010

|An|age 3 zu Vorlage 2006/186

Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
0 Allgemeine Verwaltung
0 935000 Kosten der EDV - Gemeindeorgane 10.300 0 0 0 0
200 935000 Bewegliches Vermégen 17.000 34.700 34.700 34.700 34.700
200 940001 Sanierung Rathaus 0 92.000 20.500 100.000 0
200 940002 Sanierung Fenster Rathaus (3. Bauabschnitt) 50.000 0 0 0 0
200 940004 Sanierung der Flure 7.500 0 0 0 0
200 940005 Energiekonzept 10.000 0 0 0 0
520 Wahlen
520 935000 Erwerb von beweglichen Sachen des AV (Wahlinformationstafeln) 0 2.000 0 0 0
[Summe Einzelplan 0 94.800 128.700 55.200 134.700 34.700
1 Offentliche Sicherheit u. Ordnung
1300 935000 Bewegliches Vermdgen - Feuerschutz 170.000 116.000 180.000 10.000 70.000
1300 940000 Neuanlage von Zaunen an Léschwasserstellen 2.500 3.800 2.500 2.500 3.000
1300 950000 Sanierungsarbeiten Loschteiche 15.000 0 10.000 10.000 0
1300 950100 Neuanlage v. Léschwasseranlagen 0 15.500 5.000 5.000 5.000
1310 940002 Sanierung Heizungsanlage (Geréatehaus Loy) 7.500 0 0 0 0
1310 940003 Sanierungsarbeiten FW-Hauser Sudbake und Hahn 10.500 18.200 0 0 0
|Summe UA 13 205.500 153.500 197.500 27.500 78.000
[Summe Einzelplan 1 205.500 153.500 197.500 27.500 78.000
2 Schulen
2070 982000 Kreisschulbaukasse 69.800 70.700 70.700 70.700 70.700
|Summe UA 207 69.800 70.700 70.700 70.700 70.700
210 Grundschulen
Grundschule Kleibrok
2102 935000 Bewegliches Vermégen (Schulbudget) 1.000 1.100 1.100 1.100 1.100
2102 935001 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen (auBerh. Schulbudget) 2.000 4.000 0 0 0
2102 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 600 600 600 600 600
2102 940001 Sanierungsmaflnahmen 30.000 42.000 110.000 20.000 40.000
2102 940003 Sanierung Blitzschutzanlage 4.500 0 0 0 0
2102 940005 Sanierungsarbeiten im Verwaltungsbereich 6.500 0 0 0 0
Grundschule Hahn-Lehmden
2103 935000 Bewegliches Vermégen (Schulbudget) 1.000 1.100 1.100 1.100 1.100
2103 935001 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen (auBerh. Schulbudget) 8.500 1.000 1.000 1.000 1.000
2103 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 600 600 600 600 600
2103 940000 SanierungsmafRnahmen 0 47.000 15.000 15.000 15.000
2103 940001 Sanierung Blitzschutz 4.000 0 0 0 0
2103 940002 Sanierungsarbeiten in zwei Klassenrdaumen, Sanitar und 12.500 0 0 0 0
Heizungsbereich
2103 950000 Sanierung Schulhof 0 0 10.000 0 0



Kobbe
Textfeld
Anlage 3 zu Vorlage 2006/186


INVESTITIONSPROGRAMM 2006 - 2010

Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
Grundschule Wahnbek
2104 935000 Bewegliches Vermégen (Schulbudget) 1.000 1.100 1.100 1.100 1.100
2104 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 600 600 600 600 600
2104 935300 Neuanschaffung v. bewegl. Vermégen (auerh. Schulbudget) 800 500 500 500 500
2104 940003 SanierungsmaBnahmen 0 63.100 127.000 0 30.000
2104 940004 Sanierung Blitzschutzanlage 3.500 0 0 0 0
2104 940005 Sanierung Heizungsanlage 3.500 o] 0 0 o]
2104 940006 Einbau Akustikdecken im Erdgeschosss - Flurbereich 6.000 0 0 0 0
2104 940007 Neueindeckung des Daches (Altbau) 0 o] 0 300.000 o]
2104 940008 Sanierungsarbeiten in drei Klassernraumen 12.000 0 0 0 0
2104 NN EnergiesparmalRnahmen 0 ] 200.000 0 50.000
Grundschule Loy
2105 935000 Bewegliches Vermégen (Schulbudget) 500 600 600 600 600
2105 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 800 800 800 800 800
2105 935400 Anschaffung von bewegl. Vermégen (auBerhalb Schulbudget) o] 1.000 0 0 o]
2105 935500 Neuanschaffung Spielgerét (auBerhalb Schulbudget) 0 2.000 0 0 0
2105 940003 Sanierung Heizzentrale/ Warmwasserversorgung 25.000 0 0 0 0
2105 940004 Sanierung Blitzschutzanlage 3.000 0 0 0 0
2105 940006 SanierungsmafBnahmen 0 7.000 28.000 0 15.000
2105 950001 Sanierung Schulhof 0 0 4.000 0 0
Grundschule Leuchtenburg
2106 935000 Bewegliches Vermoégen (Schulbudget) 500 600 600 600 600
2106 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 800 800 800 800 800
2106 935400 Ersatzbeschaffung Spielgerét (auerhalb Schulbudget) 0 2.000 0 0 0
2106 940001 SanierungsmafBnahmen 0 2.000 32.400 95.000 20.000
2106 940002 Blitzschutzanlage 2.500 0 0 0 0
2106 940003 Erneuerung Zaun (Schoolstraat) 3.500 0 0 0 0
2106 NN Sanierung des Ziegeldaches 0 0 0 0 200.000
2106 950000 Erneuerung RWK (Parkplatz) 0 3.000 0 0 0
Grundschule Feldbreite
2107 935000 Bewegliches Vermogen (Schulbudget) 1.000 1.100 1.100 1.100 1.100
2107 935001 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen (auBRerh. Schulbudget) 0 8.700 0 0 0
2107 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 600 600 600 600 600
2107 935400 Instandsetzung Spielgerate (Neuanlage Fallschutz) 10.500 0 0 0 0
2107 940005 Sanieung (Beton) Seitenfassade 10.000 0 0 0 0
2107 940006 AkustikmaBnahmen in Klassenraumen 20.000 0 0 0 0
2107 940008 SanierungsmafBnahmen 0 28.500 20.000 20.000 20.000
2107 940011 Fenstererneuerung/Sonnenschutzanlage (OG) 60.000 0 0 0 0
2107 940012 Sanierung Klassenraume (EG) 25.000 0 0 0 0
2107 940014 Sanierung Blitzschutzanlage 4.000 0 0 0 0
|Summe UA 210 266.300 221.400 557.500 461.100 401.100
2140 Schule fur Lernhilfe
2140 935000 Bewegliches Vermdgen (Schulbudget) 1.000 1.100 1.100 1.100 1.100
2140 935100 Neuanschaffung Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 600 600 600 600 600
2140 935200 Neuanschaffung Spielgerat (auRerhalb Schulbudget) 2.300 0 0 0 0
2140 935400 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen (auRerh. Schulbudget) 5.500 3.500 5.000 0 0
2140 935500 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen (Telefonanlage) (auerh. 0 2.500 0 0 0
Schulbudget)
2140 940007 SanierungsmaBnahmen 0 15.000 35.000 30.000 0
2140 940009 Sanierung Toilettenanlagen 0 0 35.000 0 0
2140 940010 Sanierung Blitzschutz 4.000 o] 0 0 o]
2140 940011 Neubau Zaun (Bereich Schulhof) 5.000 0 0 0 0
2140 940012 Sanierungsarbeiten in zwei Klassenraumen u. im Physikraum 4.000 o] 0 0 o]
2140 NN Sanierung der Dacheindeckung 0 0 0 100.000 200.000
2140 NN EnergiesparmalRnahmen 0 o] 0 75.000 o]
2140 982000 Erstattung Schulbeteiligung/ Landkreis 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000
2140 982100 Erstattung Schulbeteiligung/ Gemeinde Wiefelstede 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000
2140 982300 Beiteiligung Astrid-Lindgren-Schule in Edewecht 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000
|Summe UA 214 30.400 30.700 84.700 214.700 209.700
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Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
2810 KGS
2810 935000 Bewegliches Vermogen (Schulbudget) 7.000 7.300 7.300 7.300 7.300
2810 935005 Neunschaffung bewegl. Vermégen (Ganztagsschule) 104.000 0 0 0 0
2810 935006 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen (auBerh. Schulbudget) 9.000 0 0 0 0
2810 935100 Lehr- und Lernmittel (Schulbudget) 3.000 3.100 3.100 3.100 3.100
2810 940009 Sanierung (z. Teil) Blitzschutzanlage 17.500 0 0 0 0
2810 940011 Sanierung WC-Anlagen 29.100 0 36.500 0 0
2810 940012 Sanierung Flachdach (liber mus. techn. Bereich) 75.000 0 0 0 0
2810 940014 Sanierung Laborabziige/ Sicherheitsschrénke 40.000 0 0 0 0
2810 940015 Sanierung Altbau 45.000 378.900 233.000 55.000 120.000
2810 940016 Umbau zur Ganztagsschule 370.000 0 0 0 0
2810 940017 Neuanlage der Deckenbeleuchtung 107.000 0 0 0 0
2810 940018 Sanierungsarbeiten am Dach 6.000 0 0 0 0
2810 NN EnergiesparmalZnahmen 0 0 0 100.000 0
2810 NN Sanierung Fassade und Sonnenschutz 0 0 0 100.000 0
2810 NN Dachsanierung 0 0 80.000 0 260.000
2810 NN Sanierung Fenster 3-geschossiger Teil 0 0 0 0 100.000
2810 982000 Erstattung Schulbeteiligung/ Landkreis 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000
2810 982100 Erstattung Schulbeteiligung/ Gemeinde Wiefelstede 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000
|Summe UA 281 819.600 396.300 366.900 272.400 497.400
2811 Gebaude Feldbreite
2811 935000 Inventar fur zwei naturwissenschaftlich Raume 20.000 30.000 30.000 0 0
2811 935003 Neuanschaffung bewegl. Vermégen (Ganztagsschule) 64.400 0 0 0 0
2811 935300 Medienbeschaffung (Ganztagsschule) 40.000 0 0 0 0
2811 935400 Ersatzbeschaffung Spielgerét 0 25.000 0 0 0
2811 940001 Einbau Brandschutztiiren 0 0 0 0 0
2811 940009 SanierungsmaRnahmen (Geb&ude Feldbreite) 0 48.900 113.500 0 0
2811 940011 Umbau zur Ganztagsschule 775.000 0 0 0 0
2811 940012 Sanierung WC-Anlagen 0 0 0 40.000 0
2811 940014 Erweiterung Zutrittskontrolle/ Kameraanlage 0 6.500 0 0 0
2811 950002 Sanierung Schulhof (Einbau Schwarzdecke) 0 0 30.000 0 0
2811 NN EnergiesparmalRnahmen 0 0 0 70.000 0
2811 NN Sanierung der Dacheindeckung 0 0 0 100.000 100.000
|Summe UA 2811 899.400 110.400 173.500 210.000 100.000
2920 Ubrige schulische Ausgaben
2920 NN Neubau/ Erweiterung von Buswartehauschen 0 0 0 0 0
[Summe UA 2920 0 0 0 0 0
|Sumrne Einzelplan 2 2.085.500 829.500 1.253.300 1.228.900 1.278.900
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Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
3 Kulturpflege,Landschaftspflege
3000 988100 Zuschiisse Palais und Kunst- und Kulturkreis 25.500 25.500 25.500 25.500 25.500
3210 935000 Bewegliches Vermogen; Archiv 500 500 500 500 500
3520 935000 Neuanschaffung bewegliches Vermégen; Biicherei 1.000 500 1.000 1.000 1.000
3660 987002 Zuweis. u. Zuschusse fur Invest.; San. Geb&aude, Nebengebaude, 5.600 0 12.200 23.400 7.000

Parkwege Palais

|Summe Einzelplan 3 32.600 26.500 39.200 50.400 34.000
4 Soziale Sicherung
4350 940000 Sanierungsarbeiten Gebé&ude fiir Wohnungslose 13.000 0 0 30.000 0
4515 988000 Investitionszuschuss Jugendraum Wapeldorf 7.000 0 0 0 0
4600 935000 Neuanschaffung von Spielgeréten - Kinderspielplatze 18.000 40.000 15.000 15.000 15.000
4605 935000 Neuanschaffung bewegl. Vermégen - Jugendtreff Villa Hartmann 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000
4605 940002 SanierungsmafBnahmen 0 3.000 0 10.000 5.000
4640 935000 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen Kiga Mihlenstrae 2.100 800 2.100 2.100 2.100
4640 935001 Neuanschaffung Spielgerét - Kiga Mihlenstrale 7.200 9.900 5.000 0 0
4640 940002 SanierungsmaBnahmen -Kiga Mihlenstralle 0 12.400 5.100 7.000 8.000
4640 940003 Erneuerung Schrankwand - Kiga Mihlenstralle 5.000 0 0 0 0
4640 940004 Erneuerung der WC-Trennwénde - Kiga Miihlenstral3e 6.000 0 0 0 0
4640 940008 Sanierungsarbeiten Dach - Kiga Mihlenstralle 7.000 0 0 0 0
4641 935000 Bewegliches Vermogen Kiga VoRbarg 2.100 2.500 2.500 2.500 2.500
4641 935200 Ersatzbeschaffung Spielgerét - Kiga VoRbarg 0 10.000 0 0 0
4642 935000 Bewegliches Vermogen Kiga Neustidende 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500
4642 940004 Ersatz Zaunanlage und Tor 0 4.100 0 0 0
4642 940005 SanierungsmaBnahmen 0 5.000 0 0 0
4643 935000 Bewegliches Vermdgen Kiga Loy 1.000 1.600 1.600 1.600 1.600
4643 935100 Neuanschaffung Spielgeréat 0 10.000 0 0 5.000
4643 940000 Sanierungsmafnahmen 0 2.000 0 0 0
4644 935000 Neuanschaffung von bewegl. Vermégen - Kiga Marienstralle 600 700 1.100 1.100 1.100
4648 940000 Ersatzbeschaffung Spielgerét Spielkreis Delfsh./ Stidbake e.V. 0 5.300 0 0 0
4648 940001 SanierungsmaRnahmen (Spielkreis Delfshausen) 0 3.000 5.000 0 0
4648 988001 Zuschuss an brige Bereiche (Erweiterung Kiga Wahnbek) 0 425.000 0 0 0
4648 NN Kiga Neustidende - Sanierung der WC-Anlagen 0 0 0 40.000 0
4648 NN Kiaa Neustidende - Sanierung des Daches 0 0 50.000 0 0
4648 NN Kiga VoRbarg - Sanierung der Dacheindeckung 0 0 50.000 0 0

|Summe Einzelplan 4 71.500 537.800 139.900 111.800 42.800




INVESTITIONSPROGRAMM 2006 - 2010

Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
5 Gesundheit,Sport,Erholung
5100 982000 Kreiskrankenhaus 102.400 0 0 0 o]
5500 935000 Bewegl. Vermégen, Vereine allgemein 1.300 10.000 1.400 1.400 1.400
5500 988100 Zuschisse f. Invest. an tibrige Bereiche (Verbéande u. Vereine) 2.500 12.100 2.600 2.600 2.600
5500 988200 Investive Zuschisse im Rahmen der Sportférderung 24.000 34.200 28.200 4.600 4.600
5500 988300 Investive Zuschisse an ibrige Bereiche (Turn- u. Sportvereine) 3.000 3.200 3.100 3.100 3.100
5600 940003 Flutlichtanlage (Sportplatz Miihlenstrae) 12.000 0 0 0 0
5600 940004 Neubau Sanitérgebéaude (Sportplatz Hahn-Lehmden) [o] 395.000 0 0 [o]
5600 940005 Sanierung Flutlichanlage Kleibrok 0 0 12.500 12.000 0
5600 950001 Erweiterung Sportplatz BBPI. 22 -Sportzentrum Hahn-Lehmden 15.000 [o] 0 0 o]
5600 950002 Sanierung Sportplatz Hahn-Lehmden 0 225.000 0 0 0
5600 NN Sanierung Sportplatz Wahnbek 0 o] 400.000 0 [o]
5606 940003 Sanierung Blitzschutzanlage Vereinsh. Mihlenstrale 9.000 0 0 0 0
5607 940003 Flutlicht Rennplatz 0 0 250.000 0 0
5607 950002 Sanierung Turnierplatz 150.000 350.000 250.000 0 0
5609 940000 Anlegung einer Skateboardbahn 2.500 [o] 0 0 o]
5652 940000 SanierungsmaRnahmen 0 2.000 0 3.000 0
5656 940005 Erneuerung Heizungs-Warmw.-Liftungszentr. mit BRHW 0 320.000 0 0 0
5656 940006 Elektroantrieb fur alte Triblinenanlage 0 0 30.000 0 0
5656 940007 Neuanschaffung Klingelanlage [o] 3.500 0 0 o]
5700 935000 Neuanschaffung bewegl. Verm. Freibad Rastede 5.000 17.000 3.000 3.000 3.000
5700 940013 SanierungsmaBnahmen - Freibad Rastede 0 24.000 12.000 0 10.000
5700 940014 San. Filertechnik (Rickschlag-/Drosselklappen) - Freib.Rastede 19.500 0 0 0 0
5700 940015 San.-arbeiten in den Umkleiden und im WC - Freibad Rastede 8.000 [o] 0 0 [o]
5700 950000 Ablaufleitung z. Regenwasserkanal - Freibad Rastede 4.500 0 0 0 0
5720 935000 Bewegl. Verm. Hallenbad 5.000 31.000 5.000 5.000 5.000
5720 940017 SanierungsmafRnahmen - Hallenbad 0 12.000 0 0 0
5720 940019 Heizkessel (Sommerbetrieb) - Hallenbad 20.000 [o] 0 0 o]
5720 940020 Sanierung Eingangsbereich (Attraktivitatssteigerung Hallenbad) 47.000 35.000 0 0 0
5720 940021 Sanierung Tresenanlage o] 35.000
5720 940022 Renovierung Umkleiden, Duschen und WC-Anlagen 0 30.000 670.000 0 0
(Attraktivitatssteigerung)
5720 NN Erneuerung Fahrradstand (Hallenbad) 0 0 10.000 0 0
5720 NN Sanierung Deckenverkleidung Schwimmbhalle (Hallenbad) 0 0 0 145.000 0
5720 NN Sanierung Liftungskanéle (Hallenbad) 0 0 0 12.500 0
5720 960000 Attraktivitatssteigerung Hallenbad; Weiterfiihrung Planungskonzept 5.000 0 0 0 0
|Summen Abschnitte 55,56,57 435.700 1.539.000 1.677.800 192.200 29.700
5800 932000 Erwerb von Grundstiicken (Kompensationsflachen) 0 0 50.000 50.000 0
5800 950000 Begriinungsmafnahmen - Anlegung Kompensationsflachen 50.000 0 15.000 15.000 15.000
5800 950000 Sanierung Rundteichbriicke 0 16.200 0 0 0
|Summe Abschnitt 58 50.000 16.200 65.000 65.000 15.000
[Summe Einzelplan 5 485.700 1.555.200 1.742.800 257.200 44.700
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Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
6 Bau-u. Wohnungswesen,Verkehr
63 GemeindestraBen - Allgemein
6300 932000 Erwerb von Grundstiicken 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000
6300 950000 Gemeindestra3en - Deckenprogramm 150.000 150.000 100.000 100.000 100.000
6301 940000 SanierungsmaRnahmen (Marktplatz) 0 8.000 0 0 0
6301 950000 Denkmalsplatz - Inwertsetzung 25.000 65.000 32.000 0 0
6301 960000 Gestaltung Kogel-Willms-Platz - Planungskosten 8.000 0 150.000 0 0
|Summe Abschnitt 63 184.000 224.000 283.000 101.000 101.000
6310 ErschlieBungsmalRnahmen
6310 950001 BBPI. 80, Loy, Fiinfhauserweg 0 48.000 0 0 0
6310 950011 BBPI. 21 D - Stidende 50.000 0 0 0 0
6310 950016 BBPI. 78 a - Ostermoor 0 225.000 0 0 0
6310 950055 Sportplatz Neustidende, Schoolkamp 0 57.000 0 0 0
6310 950058 BBPI. 63 e - Hohe Brink 105.000 247.000 0 0 0
6310 950060 BBPI. 75 - Gohlen - (3.BA) 200.000 0 0 0 0
6310 950061 BBPI. 79 - siidlich SchloRpark 770.000 150.000 152.000 325.000 0
6310 950062 BBPI. 68 c - Gewerbegebiet 140.000 0 0 0 0
6310 950064 BBPI. 84 - Brunsweg 138.000 0 241.000 0 0
6310 950065 BBPI. 63 f - Hohe Brink 0 0 25.000 154.000 0
6310 950066 Erweiterung BBPI. 15 a 0 340.000 0 0 0
|Summe UA 631 1.403.000 1.067.000 418.000 479.000 0
6320 StraRenausbaumaBnahmen
6320 950006 Ausbau VoRbarg 0 20.000 1.080.000 0 0
6320 950026 Umbau Oldenburger Straf3e (Teilstiick) 120.000 170.000 0 0 0
6320 950028 Bushaltestelle Oldenburger Str./ Lindenstralle 3.000 0 0 0 0
6320 950029 Sanierung Pflanzscheiben (Oldenburger Str.) 30.000 73.000 55.500 50.000 0
6320 950030 Ausbau des Meenheitsweges 0 232.000 0 0 0
6320 950031 Ausbau Logemanns Damm 200.000 0 0 0 0
6320 950032 Ausbau Alter Lehmder Weg 95.000 0 0 0 0
6320 950041 SAB Eichendorffstra3e 500.000 0 0 0 0
6320 950042 Erneuerung Wendehammer Schule Feldbreite 0 0 25.000 0 0
6320 950043 Sanierung Loyer Weg / Hankhauser Weg 242.800 0 0 0 0
6320 950044 Bushaltestelle Stiickemann 0 6.000 0 0 0
6320 950046 Bushaltestelle Heubdilt/ Jaderberger Str. 0 3.000 0 0 0
6320 950047 Planstrale Sandkontor 0 30.000 80.000 100.000 0
6320 950048 Schiitzenhofstralle 0 0 0 20.000 700.000
|Summe UA 632 1.190.800 534.000 1.240.500 170.000 700.000
61,62,67 Wohnungsbauférderung, Beleuchtung
6200 932000 Erwerb v. Wohnbauflachen 2.362.800 370.000 910.000 670.000 690.000
6700 940000 Sanierung StraRenbeleuchtung 70.000 62.500 60.000 33.000 65.000
6700 940002 San. Verteilerschranke (StraRenbeleuchtung) 7.500 15.000 15.000 0 0
|Summe Abschnitte 61,62,67 2.440.300 447.500 985.000 703.000 755.000
|Summe Einzelplan 6 5.218.100 2.272.500 2.926.500 1.453.000 1.556.000
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Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010
Ziffer Ziffer
7 Offentl. Einrichtungen, Wirtschaftsférderung
7000 Abwasserbeseitigung - Schmutzwasser
7000 935000 Bewegliches Vermogen 10.000 10.000 o] o] 0
7000 950100 Grundstticksanschliisse (nur Anschluf3stutzen) 25.000 25.000 0 0 0
7000 988000 Zuschusse fiir Investitionen (Druckrohrleitung Delfshausen) 150.000 0 o] o] 0
|Summe UA 700 185.000 35.000 0 0 0
7010 BaumaRnahmen Klarwerk
7010 940003 Sanierung Betonteile 0 15.000 0 0 0
7010 950001 San. (z.Teil) Schlammleitungen 10.000 0 10.000 0 10.000
7010 950007 Schlammentwasserung Zentrifuge 0 3.500 0 0 0
7010 950009 Sanierung Zulauf Nachklarbecken 1 0 3.000 0 0 0
7010 NN Sanierung Rechengeb&ude 0 0 130.000 0 0
7010 960000 Planungskosten Sanierung/ Erweiterung Rechengeb&ude 0 6.000 0 0 0
|Summe UA 701 10.000 27.500 140.000 0 10.000
7011 BaumaRnahme SW-Kanale
7011 950061 BBPI. 79 - stidlich SchloBpark 320.000 55.000 215.000 0 0
7011 950062 BBPI. 68 ¢ - Gewerbegebiet Brombeerweg 40.000 0 o] o] 0
7011 950064 BBPI. 84 - Brunsweg 85.000 0 0 0 0
7011 950066 Erweiterung BBPI. 15 a - Liethe 0 5.000 o] o] 0
7011 950065 BBPI. 63 f - Hohe Brink 0 0 5.000 30.000
|Summe UA 7011 445.000 60.000 220.000 30.000 0
7020 BaumaRnahmen Abwasserkanéle
7020 950007 Erneuerung SW-Kanal SAB Eichendorffstrae 105.000 0 o] o] 0
7020 950030 SWK Meeheitsweg 0 50.000 0 0 0
7020 950045 VoRbarg 0 15.000 205.000 0 0
7020 950048 Schiitzenhofstrale 0 0 0 15.000 200.000
|Summe UA 7020 105.000 65.000 205.000 15.000 200.000
7030 SanierungsmaBnahmen Abwasserkanale
7030 950002 Erneuerung SWK Turnierplatz 0 85.000 o] o] 0
7030 950006 SW-SanierungsmafRnahmen 100.000 100.000 170.000 100.000 50.000
Summe UA 7030 100.000 185.000 170.000 100.000 50.000
7040 SanierungsmaBnahmen Pumpwerke
7040 950006 Sanierung von Pumpwerken 21.000 16.000 20.000 20.000 20.000
|Summe UA 7040 21.000 16.000 20.000 20.000 20.000
7100 Abwasserbeseitigung - Regenwasser
7100 950100 Grundstticksanschliisse (nur Anschluf3stutzen) 20.000 20.000 20.000 20.000 20.000
7100 960000 Hydraulische Nachrechnung RWK 0 22.000 o] o] 0
|Summe UA 7100 20.000 42.000 20.000 20.000 20.000
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Glied.- Grupp. Aufgabenbereich 2006 2007 2008 2009 2010

Ziffer Ziffer

7110 Baumalnahmen RW-Kanale

7110 950061 BBPI. 79 - sudlich Schlosspark 250.000 57.000 190.000 0 0

7110 950062 BBPI. 68 ¢ - Gewerbegebiet Brombeerweg 70.000 0 0 0 0

7110 950064 BBPI. 84 - Brunsweg 100.000 0 0 0 0

7110 950065 BBPI. 63 f - Hohe Brink 0 0 4.000 28.000 0

7110 950066 Erweiterung BBPI. 15 a - Liethe 0 10.500 0 0 0
Summe UA 7110 420.000 67.500 194.000 28.000 0

7120 Baumalnahmen Abwasserkandle RW

7120 950030 RWK - Ausbau Meenheitsweg 0 40.000 0 0 0

7120 950041 Erneuerung RWK Eichendorffstra3e 100.000 0 0 0 0

7120 950045 VoRbarg 0 15.000 117.500 0 0

7120 950048 Schitzenhofstrale 0 o] 0 15.000 150.000
ISumme UA 7120 100.000 55.000 117.500 15.000 150.000

7130 RW-SanierungsmafRnahme

7130 950001 SanierungsmafBnahmen 80.000 0 25.000 25.000 25.000
Summe UA 7130 80.000 0 25.000 25.000 25.000

76,77,78,79

7601 935000 Bewegl. Vermogen, Dorfgemeinschaftshaus Bekhausen 500 500 500 500 500

7601 950000 Neubau Kleinklaranlage 0 4.500 0 0 0

7800 988000 Zuschuss zur Férderung des landlichen Raumes 0 53.600 0 0 0

7900 987000 Zuschuss fir Investitionen Dritter 0 18.000 0 0 0

7910 932000 Erwerb von Gewerbeflachen 0 13.000 0 862.000 0

7910 935000 Neuanschaffung bewegliches Vermdgen (Beschilderung fiir 0 3.000 1.000 1.000 1.000
Gewerbegebiete)

7910 987000 Zuschuss zu Schmutzwasserbeitrag 12.000 12.000 19.000 36.000 0
ISumme Abschnitt 76,77,79 12.500 104.600 20.500 899.500 1.500
[Summe Einzelplan 7 1.498.500 657.600 1.132.000 1.152.500 476.500

8 Wirtschaftliche Unternehmen,allg. Grundvermdgen

88 Allgemeines Grundvermdgen

8800 932000 Allgemeiner Grunderwerb 2.500 1.000 1.000 1.000 1.000

8800 940002 SanierungsmaBnahmen 0 7.500 15.000 15.000 0
|Summe Abschnitt 88 2.500 8.500 16.000 16.000 1.000
Summe Einzelplan 8 2.500 8.500 16.000 16.000 1.000
Investitionen insgesamt 9.694.700 6.169.800 7.502.400 4.432.000 3.546.600
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Regelungen und Erlauterungen zur Bewirtschaftung des Haushaltes der

Gemeinde Rastede, soweit sie haushaltsrechtlich bedeutsam sind.

Durch organisatorische Verédnderungen ab dem 01.01.98 wurden weitere VVoraussetzungen zur
Optimierung von Verwaltungsablaufen geschaffen. Weitergehende Optimierungen werden
dadurch ermdglicht, dass die Verantwortlichkeit fir die Erfillung gemeindlicher Aufgaben
jeweils an einer Stelle zusammengefasst werden®. Dadurch kénnen ohne Reibungsverluste
Ziele sowie Art und Weise der Aufgabenerledigung festgelegt und kontrolliert werden. Diese
neue Form der Organisation ist allerdings nur dann effektiv, wenn gleichzeitig eine umfas-
sende Budgetverantwortlichkeit geschaffen wird. AuRerliches Kennzeichen der “Budgetie-
rung” ist die Zusammenfassung aller mit einer gemeindlichen Aufgabe im Zusammenhang
stehenden Einnahme- und Ausgabehaushaltsstellen jeweils an einer Stelle im Haushaltsplan.

Da die herkommliche Darstellung von Einnahme- und Ausgabehaushaltsstellen dieser Forde-
rung nicht gerecht wird, ist eine Anderung zwingend.

1.

Allgemein

Die Aufstellung und Darstellung des Haushaltsplanes nach budgetorientierten Gesicht-
punkten erfolgt im Rahmen und mit den Mitteln des jeweils giltigen Haushaltsrechts.
Dies bedeutet, dass alle durch das Haushaltsrecht vorgeschriebenen Anlagen und Be-
standteile sowohl der Haushaltssatzung als auch des Haushaltsplanes vorhanden sind. Sie
sind im Haupt- und Sammelband enthalten. Allein der Haushaltsplan erhélt eine andere
Darstellungsform. Sie orientiert sich an Gesichtpunkten der Budgetierung und ist Aus-
fluss einer auf die jeweilige Aufgabe bezogenen gesamtverantwortlichen Mittelbewirt-
schaftung. Die Teilabschlisse nach der herkdmmlichen Struktur fiir jeden Einzelplan,
Abschnitt und Teilabschnitt kdnnen dem Gesamtplan entnommen werden?.

Haushaltsgliederung, Budgetierungsregelung gemaR § 8 Abs. 2 GemHVO

Die Haushaltsstellen behalten ihre ziffern- und textméRigen Bezeichnungen entsprechend
des Haushaltsrechtes (§ 5 GemHVO). Die Darstellung erfolgt allerdings nicht mehr ent-
sprechend der Zugehorigkeit einer Haushaltsstelle zum Einzelplan, Abschnitt und Unter-
abschnitt.

Jede Haushaltsstelle wird einem Budget zugeordnet, das sich in Teil- und ggf. in Anteil-
budgets unterteilt. Weil sich die Bildung der Budgets an den Aufgaben der Gemeinde o-
rientiert, wird eine weitgehend aufgabenbezogene Ausgaben- und Einnahmedarstellung
erreicht. Die als ,,Budget” bezeichnete Ebene ist im Sinne des 8 8 Abs. 2 GemHVO der
funktional begrenzte Aufgabenbereich, der einer Verwaltungsstelle der Gemeinde zur ei-
genverantwortlichen Bewirtschaftung zugewiesen wurde (s. hierzu die ,,Handlungen und
Erlauterungen zu den neuen Steuerungsstrukturen fur die Verwaltung der Gemeinde Ras-
tede®). Danach ist Budget im haushaltsrechtlichen Sinne grundsétzlich das Anteilbudget
und, wenn dies nicht vorhanden ist, das Teilbudget.

1'S. FuRnote 3
2 §5 GemHVO:

“(1) ... FUr jeden Einzelplan, Abschnitt und Unterabschnitt ist ein Teilabschluss zu bilden.”
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Im Einzelnen siehe hierzu unter 5. Dies gilt als grundsétzlicher Haushaltsvermerk im Sin-
ne des § 8 Abs. 2 GemHVO?®.

Eine Sonderstellung nimmt das Budget 80 - Service - ein. Die hier veranschlagten Ein-
nahmen und Ausgaben entstehen durch die Erledigung von Querschnittsaufgaben und
sind folgerichtig mit den Budgets 10 bis 70 zu verrechnen. Hier werden seit 1998 die
Kosten des Bauhofes und erstmalig ab 2000 grundsatzlich das gesamte Budget 80 mit
den Budgets 10 bis 70 verrechnet. Erst mit der kompletten Verrechung des Budgets 80
wird haushaltsplanméaBig eine vollstandige Kostentransparenz beziiglich der einzelnen
gemeindlichen Aufgaben erreicht.

Die haushaltsrechtlich vorgeschriebene Trennung in Verwaltungs- und Vermdgenshaus-
halt wird sichergestellt*.

3. Formund Layout

Mit der Einfihrung des budgetorientierten Haushalts erhalt der Haushaltsplan ein neues
Aussehen. Der Plan besteht aus insgesamt neun Blichern. Fir jeweils ein Budget wird ein
Buch erstellt. Das erste Buch ist der Haupt- und Sammelband, in dem mindestens die
Haushaltssatzung und die vom Haushaltsrecht vorgeschriebenen Anlagen und Bestandtei-
le der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes enthalten sind.

4. Sammelnachweise

Sammelnachweise gibt es seit dem 01.01.98 im Haushalt der Gemeinde Rastede nicht
mehr. Die Sammelnachweise, wie sie verwendet wurden, dienten dazu, fir Ausgabe-
Haushaltsstellen bestimmter Gruppierungen aus verschiedenen Aufgabenbereichen - also
auf horizontaler Ebene - eine gegenseitige Deckungsfahigkeit herzustellen. So konnten
z.B. Minderausgaben im Bereich Schulen fur Mehrausgaben im Bereich Kindergarten
verwendet werden. Diese sogenannte horizontale Deckungsfahigkeit, die auch im Rah-
men der Budgetierung noch zuléssig ist®, wird zunachst nicht aufrechterhalten, um die
Entstehung von Uniibersichtlichkeiten zu vermeiden - auf Ziff. 8 wird in diesem Zusam-
menhang verwiesen.

5. Echte Deckungsfahigkeit (§§ 8 Abs. 3%, 18 Abs. 2 Satze 1, 2 GemHVO)
(= Bildung der Budgets im haushaltsrechtlichen Sinne nach § 8 Abs. 2 GemHVO)

Die gegenseitige Deckungsfahigkeit ist jeweils im Anteilbudget gegeben. Soweit diese
Ebene nicht vorhanden ist, ist die Deckungsfahigkeit innerhalb der Teilbudgets gegeben.

¥ § 8 GemHVO:

“(2) Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungshaushalts fiir einen funktional begrenzten Aufgabenbereich, der ei-
ner Verwaltungsstelle der Gemeinde zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zugewiesen ist, kénnen aus
Griunden der Forderung der wirtschaftlichen Aufgabenerfiillung durch Haushaltsvermerk zu einem finanziellen
Rahmen (Budget) verbunden werden; § 5 bleibt unberiihrt. Das gleiche gilt fur entsprechende Einnahmen und
Ausgaben des Vermdgenshaushalts. ...

(3) Bei einem nach Absatz 2 zuldssig gebildeten Budget gelten die tatbestandlichen VVoraussetzungen nach § 17
Abs. 1 Satz 2 (Zweckbindung von Einnahmen), § 18 Abs. 2 Sétze 1 und 2 (einseitige und gegenseitige De-
ckungsfahigkeit) sowie § 19 Abs. 2 Satz 1 (Ubertragbarkeit) als erfullt.”

*'S. FuBnote 3
® §8 GemHVO:
(2) * ... Die Ausgaben des Budgets dirfen nur dann in Sammelnachweisen veranschlagt werden, wenn ihre De-
ckungsfahigkeit mit den anderen Ausgaben des Budgets ausgeschlossen ist.”
6 §8 GemHVO:
(3) Bei einem nach Absatz 2 zuléssig gebildeten Budget gelten die tatbestandlichen VVoraussetzungen nach § 17
Abs. 1 Satz 2, § 18 Abs. 2 Satze 1 und 2 sowie § 19 Abs. 2 Satz 1 als erfilllt.



Hiervon gelten die folgenden Ausnahmen:
- Ausgaben der folgenden Untergruppen:

-- 6600 Verfligungsmittel

-- 6790 Verrechnung der Personalkosten
-- 6800 Kalkulatorische Abschreibungen
-- 6850 Verzinsung des Anlagekapitals

- die Haushaltsstellen:

-- 41000.672000 Einnahmeabfihrung an den Landkreis
-- 41100.672000 Einnahmeabfiihrung an den Landkreis
-- 41300.672000 Einnahmeabfiihrung an den Landkreis
-- 42000.672000 Einnahmeabfiihrung an den Landkreis
-- 42100.672000 Einnahmeabfiihrung an den Landkreis
-- 42200.672000 Einnahmeabfiihrung an den Landkreis
-- 48200.672000 Einnahmeabfihrung an den Landkreis
-- 48210.672000 Einnahmeabfiihrung an den Landkreis
-- 48300.672000 Einnahmeabfihrung an den Landkreis
-- 91000.860000 Zufiihrung zum Vermdgenshaushalt
-- 91000.900000 Zufiihrung zum Verwaltungshaushalt
-- 91000.910000 Zufthrung an Rucklagen

- Haushaltsstellen fir die eine gegenseitige Deckungsfahigkeit zwischen verschiedenen
Anteilbudgets besteht:

MaRnahme Anteilbudget Anteilbudget Anteilbudget

6101 7100 7200
- StraRen - Schmutzwasser - Regenwasser
Haushaltsstelle Haushaltsstelle Haushaltsstelle

Eigener Tiefbaumalnahme; | 6310.950061 7011.950061 7110.950061

Deckungs- | BBPI. 79 — Sudlich

kreis Schlosspark

Eigener TiefbaumalRnahme; | 6310.950066 7011.950066 7110.950066

Deckungs- | Erweiterung BBPI.

kreis 15a- Liethe

Eigener TiefbaumalRnahme; | 6320.950030 7020.950030 7120.950030

Deckungs- | Ausbau des Meen-

kreis heitsweges

Eigener Tiefbaumalnahme; | 6320.950006 7020.950045 7120.950045

Deckungs- | VoRbarg

kreis

Begrundung fur die gegenseitige Deckungsféhigkeit:

Aus Grinden der Praktikabilitat (z.B. héufig schwierige Auseinanderrechnung von
Rechnungen, die Kostenelemente des Straen- und des Kanalbaues beinhalten) und
wegen des Sachzusammenhanges, der sich aus dem Ziel der MaRnahme ergibt (Er-
schliefung von Baugebieten, Ausbau einer StraRe), werden die sachlich zusammen-
hangenden Haushaltsstellen fur gegenseitig deckungsféahig erklart.

Dieses vorstehend beschriebene Prinzip wird zukunftig bei allen neuen Baumafnah-
men berlcksichtigt.



6.

8.

- Ausgaben, fiir die zweckgebundene Einnahmen zur Verfigung gestellt werden.

Zweckbindung von Einnahmen, unechte Deckungsfahigkeit (§§ 8 Abs. 3, 17 Abs. 1 Satz
2 GemHVO)

Die Zweckbindung von Einnahmen ist jeweils gegeben im Anteilbudget. Soweit diese
Ebene nicht vorhanden ist, ist diese Bindung innerhalb der Teilbudgets gegeben.

Ubertragbarkeit
a) Vermogenshaushalt

Das Finanzverwaltungsamt nimmt die Ubertragung aufgrund einer schriftlichen An-
zeige des Fachbereiches vor. In der Anzeige ist ausfiihrlich zu begriinden, warum und
fur welchen Zweck Mittel Gbertragen werden sollen.

b) Verwaltungshaushalt (§§ 8 Abs. 3%, 19 Abs. 2 Satz 1 GemHVO)

Die Ausgaben des VVerwaltungshaushaltes sind ubertragbar. Das Finanzverwaltungs-
amt nimmt die Ubertragung aufgrund einer schriftlichen Anzeige des Fachbereiches
vor. In der Anzeige ist ausfuhrlich zu begriinden, warum und fiir welchen Zweck Mit-
tel Gbertragen werden sollen.

Uber- und auRerplanmaRige Ausgaben

Es gilt 8 89 NGO. Die Wertgrenzen und Organzustandigkeiten entsprechend dem Ratsbe-
schluss vom 19.09.2001 bleiben im ubrigen unberihrt.

Mehreinnahmen oder nicht verbrauchte Mittel im Verwaltungshaushalt fiir Mehrausga-
ben im Vermogenshaushalt (§§ 17 Abs. 3, 18 Abs. 3 GemHVO?)

Nach 8 87 Abs. 2 Nr.2 NGO ist unverziiglich eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlas-
sen, wenn bisher nicht veranschlagte oder zusétzliche Ausgaben bei einzelnen Haushalts-
stellen in einem im Verhaltnis zu den Gesamtausgaben erheblichen Umfang geleistet
werden mussen. Soweit solche Ausgaben in unerheblichem Umfang geleistet werden sol-
len, kdnnen Mittel des Verwaltungshaushaltes auch fur den Vermdgenshaushalt verwen-
det werden, wenn

- zur Deckung ausreichende Mehreinnahmen, zweckgebundene Einnahmen oder Min-
derausgaben zur Verfugung stehen,

- die Mittel im Vermdgenshaushalt demselben funktional begrenzten Aufgabenbereich
zugeordnet werden kdnnen und

'S, FuBnote 6
8 S. FuRnote 6
® 8§ 17 Abs. 3, 18 Abs. 3 GemHVO:

“Bei Haushaltsstellen des Verwaltungshaushalts, die gem&R § 8 Abs. 2 einem Budget zugeordnet sind, kann im
Haushaltsplan bestimmt werden, dass Mehreinnahmen oder auch nicht verwendete zweckgebundene Einnahmen im
Rahmen ihrer Zweckbestimmung/Minderausgaben fiir nicht erhebliche Mehrausgaben im Sinne von § 87 Abs. 2 Nr.
2 NGO bei Haushaltsstellen des Vermdgenshaushalts, die demselben funktional begrenzten Aufgabenbereich zuge-
ordnet sind, verwendet werden diirfen; VVoraussetzung ist der Haushaltsausgleich nach Berlicksichtigung von § 22
Abs. 1. Bei Inanspruchnahme muss dieser Haushaltsausgleich gewahrt bleiben; gleichzeitig ist eine entsprechende
zusétzliche Zufuhrung zum Vermdgenshaushalt vorzunehmen.”



- der Haushaltsausgleich gewahrt bleibt.

Die Ubertragung entsprechender Haushaltsmittel vom Verwaltungshaushalt in den Ver-
maogenshaushalt ist unter den genannten Voraussetzungen ohne Einschrankung zul&ssig
1% und vom Servicebereich Finanzen vorzunehmen. Hierfiir sind dem Servicebereich tiber
ein Formular schriftlich die entsprechenden Angaben einschlieR3lich der Begriindung zu
liefern. Uber jede Ubertragung ist der Blirgermeister in Kenntnis zu setzen; er kann im
Einzelfall die Ubertragung nicht zulassen; im Gbrigen gilt das Verfahren entsprechend
Ziffer 8.

Hinweis:

Weitere Regelungen und Informationen fiir die verwaltungsinterne Arbeit im Zusammenhang
mit der Ausfiihrung des budgetorientierten Haushaltsplanes sind in internen Handlungsanwei-
sungen und Erléuterungen enthalten.

Y Dies ist ein Haushaltsvermerk im Sinne der 88§ 17 Abs.3, 18 Abs. 3 GemHVO



Stellenubersichten 2007
Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung

[Anlage 5 zu Vorlage 2006/186 |

|. Beamte
Glieder. Organisationseinheit Beamte (Besoldungsordnung A) / Besoldungsgruppen Vermerke, Erlauterungen
Nr. (z.B. Einzelverwaltung, Amt) Beamte auf Zeit gehobener Dienst mittlerer Dienst
B3 B2 A 13 Al2 All A 10 A9 A9 A8 A7 A6

0000 |[Oberste Gemeindeorgane
Burgermeister 1 Aufwandsentschadigung

0202 |Stabstelle
Erster Gemeinderat 1 Aufwandsentschadigung
Gemeindeamtsfrau 1 Teilzeit 20 Std.

0200/ |Geschéaftsbereich

0300 |Innere Dienste
Gemeindeoberamtsrat 1
Gemeindeamtmann 1 z.Zt. 1xA10
Gemeindeinspektor/in 2 1 x Elternzeit
Gemeindeobersekretér/in 1 z.Zt. 1xA6

1100/ |Geschéftsbereich

4000 |Birger Dienste
Gemeindeobersekretérin 1 Teilzeit 20 Std.

1100/ |Geschéftsbereich

6000 |Bauwesen
Gemeindeamtmann 1
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Beschaftigte

Glieder. Organisationseinheit
Nr.

Entgeltgruppen

Pauschale

E12

E1ll

E10

E9

E8

E7

E6

ES

E4

E3

E2U

E2

E1l

Vermerke, Erlauterungen

0000 Organ Blirgermeister

VA

1x30 Std.

0290 Gleichstellungsbeauftragte

ehrenamtlich

0202 Stabstelle

VA

VA

VA

Geschaftsbereich 1

0200 Leitung

VA

EDV

Systemadministrator

0200 Servicebereich Personal u. ID

VA

1x25,32 Std

VA

1x19,5 Std.

VA

1x15,25 Std.

Personalrat

1x4 Std.

Gemeindearbeiter

1x34 Std.

Raumpflegerinnen

1x22,5 Std., 1x22 Std.

Raumpflegerinnen

1x12 Std.

0300 Servicebereich Haushalt und Fin.

Finanzverwaltungsamt

VA

VA

VA

VA

1x29 Std.

VA

Geschéaftsbereich 2

Biirgerdienste

1100/4000 |Leitung

VA

0500 Standesamt

1x19,5 Std., 1x25,32 Std.

1100 Melde- u. Ordnungsamt

VA

VA

1x9,62 Std.

VA

4x19,5 Std., 1x1,26 Std.

1110 Tannenkrug

Hausmeister

1x7,5 Std.

1201 Recyclinghof

Platzwart

1x1 Std., 1x 7 Std.

1300 Feuerwehrg. Rastede

Hausmeister

1x5 Std.

2102 Grundschule Kleibrok

Schulsekretérin

1x12,15 Std.

Hausmeister

2103 Schule Hahn-Lehmden

Schulsekretérin

N

1x12,66 Std.

Hausmeister

Hausmeistergeh.

1x9,0 Std.

2104 Schule Wahnbek

Schulsekretérin

1x12,66 Std.

Hausmeister

Hausmeistergeh.

1x9 Std.

2105 Grundschule Loy

Schulsekretérin

1x 5,08 Std.

Hausmeister

1x8 Std.
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Beschaftigte

Glieder. Organisationseinheit
Nr. Entgeltgruppen
Pauschale |Vermerke, Erlauterungen
E12 [ E11 | E10 E9 ES8 E7 E6 ES5 E4 E3 |E20 E2 El
2106 Schule Leuchtenburg
Schulsekretérin 1 1x 5 Std.
Hausmeister/Reinigungskraft 1 1x14,5 Std.
2107 Schule Feldbreite
Schulsekretarin 1 1x10,15 Std.
Hausmeister 1
GA 1 1x34 Std.
Hausmeistergh. 1 1x13 std
2140 Schule am VoRbarg
Schulsekretarin 1 1x13,16 Std.
Hausmeister 1
Hausmeistergh.
2810 KGS
Schulsekretarin 4 1x29,58 Std., 1x22,79 Std., 1x14,69 Std.
Hausmeister 1
1 1x26,8 Std.
Hausmeistergh. 1 1x15 Std.
3520 Bicherei
Bibliothekarin 1
B-Angestellte 2 2x19,5 Std..
Angestellte 4 4x6,08 Std.
Hausmeistergehilfe 1 1x1,5 Std.
4000 Sozialamt
VA 3 1x29,25 Std, 1x30 Std.
VA 7
VA 1 1x19,5 Std.
4515 Jugendpflege
Jugendpfleger 2 1x30,39 Std. bis 30.09.2007
4605  |Villa Hartmann
Hausmeister 1 1x8,5 Std.
Reinigungskraft 1 1x10 Std.
4640 Kindergarten Rastede
Leiterin 1
stv. Leiterin 1 1x24 Std.
Erzieherin 7 1x27 Std.,1X21 Std., 1x24 Std.,
1x14,5 Std., 1x29 Std.
Erzieherin 2 1x24 Std., 1x29 Std.
inderpfleger/in 4 x24 Std.
tichenhilfe 1 x20 Std. (ATZ nach Blockmodell ab 01.06.0
Hausmeister 1 X7,7 Std.
4641 Kindergarten VoBRbarg
Leiterin 1 1x32Std.
stv. Leiterin 1 x32 Std.
Erzieherin 4 x24 Std., 1x27,5 Std., 1x14,5 Std.
[Kinderpfleger 4 x24,5, 1x26,5, 1x24, 1x6 Std.
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Beschaftigte

Glieder. Organisationseinheit
Nr. Entgeltgruppen
Pauschale |Vermerke, Erlauterungen
E12 [ E11 | E10 E9 ES8 E7 E6 E5 E4 E3 |E20| E2 E1l
Kiichenhilfe 1 1x10 Std.
4642 Kindergarten Neusiidende
Leiterin 1 1x24 Std.
1 1x29,5 Std.
2 x 38 Std., 1x20 Std.
1 4,5 Std.
inderpfleger 3 x38 Std., 1x29,5 Std., 1x26,5 Std.
tichenhilfe 1 x10 Std.
Gartenanlagen 1 x4 Std.
4643 Kindergarten Loy
Leiterin 1 1x36,5 Std.
Heilpadagogin 1 1x33 Std.
Erzieherin 1 31,5 Std.
Erzieherin 2 1x31,5 Std., 1x 24 Std.
Kinderpflegerin 1 29 Std.
Kinderpfleger 1 1x10 Std.
Kiichenhilfe 1 1x10 Std.
Hausmeister 1 1x4,5 Std.
4644 indergarten Marienstr.
Leiterin 1
Heilpadagogin u.stv. Leiterin 1 x32 Std.
Erzieherin 2 x32 Std., 1x24 Std.
Kinderpfleger 3 x 33,5 Std., 1x 24 Std., 1x31,5 Std.
Kiichenhilfe 1 x10 Std.
Hausmeister 1
5700 Freibad Rastede
Schwimmmeister 1
Schwimmmeistergh. 1
5720 Hallenbad
Schwit i 1
Schwimmmeistergh. 1
Gartenanlagen 1 1x4,5 Std.
Gartenanlagen 1 1x4 Std.
7600 Toilettenanlagen
SchlieRdienste 1 1x2,5 Std.
7601 Dorfgemeinschaftshauser
Hausmeister 2 1x7 Std., 1x 4 Std.
Geschéftsbereich 3
6000 Bauamt
TA 1
TA 4
TA 1
VA 1
VA 3 2x19,5 Std.
GA 2 2x30 Std.
5600 Sportplatze
Platzwart 1 1x5 Std.
7000 Klaranlage
Abwassermeister 1
GA 2 1x35 Std.
GA 1
7710 Bauhof
TA 1
VA 1 1x19,25
GA 7 1x32 Std., 1x19,25 Std.
GA 6




Stellenplan 2007
Teil B: Beamte

|. Beamte
Lfd.Nr. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erlauterungen
Amtsbezeichnung Haushaltsjahr 2007 insgesamt davon am 30.06.2006
insgesamt davon aus der tatsachlich besetzt
Berechnung der mit mit nicht
Stellenanteile nach Beamten Beschéftigten besetzt
§ 26 BBesG heraus-
genommen
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
I. Gemeindeverwaltung
Beamte auf Zeit
1 Burgermeister B3 1 1 1
2 Erster Gemeinderat B2 1 1 1
Gehobener Dienst
3 Gemeindeoberamtsrat A13 1 1 1
4 Gemeindeamtmann/frau All 3 3 2 1 1x20Std.; z.Zt. 1 x A 10
5 Gemeindeinspektor/in A9 2 2 1 1 1x Elternzeit bis 28.12.07
Mittlerer Dienst
6 Gemeindeamtsinspektor A9 - 1 mit Zulage
7 Gemeindeobersekretar/in A7 2 2 1 x 20Std.; z.Zt. 1 x A6
Stellen insgesamt 10 11 9 2
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Il. Beschaftigte
Lfd. Nr. Funktionsbezeichnung Entgeltgruppe, Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erlauterungen
Sondertarif Stellen im davon am 30.06.2006
Haushaltsjahr tatsachlich nicht
2007 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8
Beschaftigte TVOD
1 Bauingenieur E12 1 1 1 -
2 Verwaltungsangestelite E12 1 1 1 B
3 Verwaltungsangestelite E10 1 1 1 B
4 Systemadministrator E10 1 1 1 -
5 E10 4 3 3 - 1xbefristet bis 30.04.2009
6 Kindergartenleiterin E10 1 1 1 -
7 Kindergartenleiterin E9 2 2 2 1x32, 1x24 Std.
8 |Bibliothekarin E9 1 1 1 -
9 Jugendpfleger/in E9 2 2 2 - 1x30 Std. befristet bis zum 30.09.2007
10 stv. Kindergartenleiterin E9 1 1 1 - 1x24 Std.
1 Verwaltungsangestelite E9 6 5 5 - 1x25,32 Std., 1x29,25 Std, 1x30 Std.
12 Kindergartenleiterin E9 2 2 2 - 1x36,5 Std.
13 TA E9 2 2 2 -
14 stv. Kindergartenleiterin E9 1 1 1 - 1x32 Std.
15 Leiter der Klaranlage E9 1 1 1 -
16 |Heilpadagogin und ES 1 1 1 B 1x32 Std.
stv. K
17 stv. Kindergartenleiterin E8 1 1 1 - 1x29,5 Std.
18 Erzieherinnen E8 16 16 16 2x14,5 Std, 1x20 Std., 1x21 Std., 4x24 Std., 1x27 Std.,
1x27,5 Std., 1x29 Std., 1x31,5 Std., 1x32 Std., 1x38
|Std.
19 Verwaltungsangestelite E8 10 10 10
20 Schwimmeister E8 2 2 2
21 TA E8 0 1 1 -
22 |Heilpadagogin ES 1 1 1 B 1x33 Std.
23 Verwaltungsangestelite E6 7 7 7 - 3x19,5Std., 1x9,62 Std., 1x30 Std., 1x25 Std.




Stellenplan 2007

Teil B

II. Beschaftigte

Lfd. Nr. Funktionsbezeichnung Entgeltgruppe, Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erlauterungen
Sondertarif Stellen im davon am 30.06.2006
Haushaltsjahr tatsachlich nicht
2007 besetzt besetzt
1 3 4 5 6 7 8
24 |Bibliotheksassistentin E6 2 2 2 - 2x19,5 Std.
25  |Hausmeister E6 2 2 2 -
26 |Gemeindearbeiter E6 2 2 2 - 1x35 Std.
27 i E6 5 4 4 - 2x24 Std., 1x29 Std., 1x31,5 Std., 1x34,5 Std.
28 |Ki E6 1 1 1 1x29 Std
1x6 Std., 1x10 Std., 4x24 Std., 1x24,5 Std., 2x26,5
29 |Kinderpflegerin ES 15 15 15 - Std., 1x29,5 Std., 1x31,5 Std., 1x33,5 Std., 1x38 Std.
30 |Schwimmmeistergehilfen ES 2 2 2 -
31 |Gemeindearbeiter ES 8 8 8 - 1x19,5 Std., 1x32 Std.
32 |Hausmeister ES 3 3 3 -
33 |Verwaltungsangestelite/ s 18 20 2 ] 1x15,25 Std., 7x19,5 Std., 1x 29,37 Std., 1x1,26 Std.
34 |[Schulsekretarin - 1x12,15 Std., 2x12,66 Std., 1x 5 Std., 1x5,08 Std.,
ES 1 1 1 1x13,16 Std., 1x14,66 Std., 1x29,58 Std., 1x22,79
|Std,1x10,15 Std.
35  |Gemeindearbeiter £a 16 15 15 - 2x34 Std., 2x4,5 Std., 1x8,5 Std., 1x4 Std., 1x1,5 Std.,
1x 14,5 Std., 1 x26,8 Std., 1x 7,7 Std.
36 |Hausmeister E3 1 1 1 -
37  |Gemeindearbeiter E3 2 B - 2x 30 Std.
38 |Platzwart E20 3 3 3 - 1x1 Std.,1x4 Std., 1x7 Std.
39 |Hausmeistergehilien, E20 9 o - 1x7 Std., 1x7,5 Std., 1x5 Std., 2x9 Std., 1x8 Std., 1x1
K K en |std., 1x15 Std., 1x4 Std.
40 |Hausmeistergehilen, - 1x20 Std., 1x2,5 Std., 1x5 Std., 4x10 Std.
b p on E2 7 7 7
a1 E2 2 2 2 - 1x22 Std., 1x22,5 Std.
42 |Blichereiverwaltung E2 4 4 4 - 46 Std.
43 |Verwaltungsangestelite E1 1 0 0 - 1x22 Std.
44 |Reinigungskrafte E1 2 2 2 - 1x10 Std, 1x12 Std.
45 |Hausmeister Pauschale 1 1 1 - 1x4,38 Std.
46 |Freistellung Personalrat 1 1 1 - 4std




Nachwuchskréafte und informatorisch beschéaftigte Dienstkréafte

Lfd. Bezeichnung Art des Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erlauterungen
Nr. Entgelts Stellen im insgesamt | davon am 30.06.2006
Haushaltsjahr tatsachlich nicht
2007 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8
1 Verwaltung
Verw.Fachangestellte/r Ausbildungsvergitung 5 4 4 -
2 Bader
Fachangestellte/r fir Baderbetriebe Ausbildungsvergutung 1 1 1 -
3 Klaranlagen Ausbildungsvergitung
Entsorger 1 1 1 -
Stellen insgesamt 7 6 6




Stellentibersichten

| Anteil der Planstellen fir Beforderungsamter (oberhalb des ersten Beférderungsamtes) an der Gesamtzahl der Planstellen im Bereich der den

Obergenzenregelungen unterliegenden Laufbahnbeamten

1. Gesamtzahl der Planstellen der den Obergrenzenregelungen unterliegenden Laufbahnbeamte

im hoheren Dienst 0 Stellen (davon besetzt mit Angestellter 0 nicht besetzt)
im gehobenen Diensi 5 Stellen (davon besetzt mit Angestellter 0 nicht besetzt)
im mittleren Dienst 3 Stellen (davon besetzt mit Angestellter 0 nicht besetzt)
2. Von den Stellen zu 1. sinc
a) als Funktionsgruppen nach VO zu § 5 BBesG a. f. herausgenommen
im hoheren Dienst Stellen
im gehobenen Dienst 0 Stellen
im mittleren Dienst 0 Stellen
b) mithin im Rahmen der allgemeinen Obergrenzen (§ 26 Abs.2 BBesG) zu bewertel
im hoheren Dienst 2 Stellen
im gehobenen Dienst 5 Stellen
im mittleren Dienst 3 Stellen
3. An Beférderungsamtern oberhalb des ersten Befdrderungsamtes sinc
a)zulassig b) in Anspruch genommen von den Steller
im Bereich in Spalt 7 gaf. Nach Spalte 6
im Bereich der allg- Zwischen- nach der NStOV-Kom insgesamt zu Lasten der (Summe der
in der Funk- meinen Ober- summe abziglich der Summe der nach Stellen in Spalte nach nach Sp.7.9
Bes.-Gr. | tionsgruppen grenzen (Sp 2 +Sp3) Stellen in Spalte 4 Sp4und Sp5) | Spalte 2 3 und Spalte & Spalte 3 | Spalte 5 und 10.) Bemerkungen
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
mittl. Dienst
A9 - 0 0 2 2 - - - - -
A8 - 1 1 - 1 - - - - -
geh. Dienst
A13 - 0 0 2 2 - - 0 1 1
A12 - 1 1 2 3 - - 0 0 0
A1l - 1 1 - 1 - - 1 2* 3 1xz.Zt. A10
hoherer Dienst
B3 - - - - - - - - - - § 3 NStOV-Kom
B2 - - - - - - - - - - § 11 NKBesVO

*§ 2 11l 2. HS NStOV-Kom




II. Anteil der Planstellen fur Beférderungsamter (oberhalb des ersten Befdrderungsamtes) an der Gesamtzahl der Planstellen in den einzelnen Funktions-
gruppen nach der Verordnung zu § 5 Abs. 6 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes (a. F.) vom 23.12.1971 (BGBI. | s. 2162), ge&ndert durch Verordnung
vom 30.04.1974 (BGBI. | S. 1031)

Lfd. Funktionsgruppe Zahl der Planstellen Von den Stellen in Spalte 3 sind An Beforderungsamtern sind Vermerke, Erlauterungen
Nr. nach der Funktionsgruppe
(Bezeichnung der besetzt mit nicht besetzt in BesGr. | zuléssig in Anspruch von den Stellen
Vorschrift der VO) Beschéftigten genommen in Spalte 8 zu
zu Lasten der
Obergrenzen
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
A13 2 1
Al2 3 0
entfallt A1l 1 3* *§ 2 11 2. HS NStOV
A9 m.D. 2 0
A8 1 0




lll. Stellenverhéltnis im Bereich der nach § 9 NStOVKom. aus den Obergrenzen herausgenommenen Beamtengrupper

Lfd. Bezeichnung der Gesamtzahl der .

Nr. Gruppe geman Planstellen der Von den Stellen in Spalte 3

§ 9 NStOV-Kom. Gruppe (ggf. unter- sind besetzt mit sind
teilt nach Laufbahn- Anc l nicht besetzt entfallen auf das
gruppen)
Eingangsamt | erste Befor- | zweite Befor- | dritte Befor- | ggf. vierte Be-
derungsamt | derungsamt | derungsamt | forderungsamt
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
entfallt

IV. Zahlenverhaltnis zwiscshen den Planstellen des Eingangsamtes und den Planstellen des ersten Beférderungsamtes nach § 26 Abs. 6 BBes(

entfallt

Hinweis:

Die Steller

vom 24.02.1997 (BGBI. | Seite 322) aufgehoben worden. Damit ist eine

ing fiir das erste

zu diesem T

nach § 26 Abs. 6 BBesG ist durch das Gesetz zur Reform des

hinfallig




Il. Anteil der Planstellen fur Beférderungsamter (oberhalb des ersten Beforderungsamtes) an der Gesamtzahl der Planstellen in den einzelnen Funktions-
gruppen nach der Verordnung zu 8 5 Abs. 6 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes (a. F.) vom 23.12.1971 (BGBI. | s. 2162), geandert durch Verordnung
vom 30.04.1974 (BGBI. |1 S. 1031)

Lfd. Funktionsbezeichnung | Entgelt- | Bes.-Gruppe Gliederungs- auf der Stelle gefahrt Bemerkungen
Nr. gruppe der nummer
Planstelle nach Teil A Unterteil | seit bis voraus-
sichtlich
1 2 3 4 5 6 7 8

entfallt




Anlage 6 zu Vorlage 2006/186

Erlauterungen zum Stellenplan

Im Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2007 wurden strukturelle VVerdnderungen ber(cksichtigt,
die insbesondere durch die Novellierung der tarifvertraglichen Regelungen bzw. den Tarifver-
trag fr den offentlichen Dienst (TV6D) bedingt sind.

Die nachfolgend aufgelisteten Veranderungen sind in der Reihenfolge der Gliederungsnum-
mern der Anlage 1 aufgefiihrt und in der Stellenubersicht graufarben unterlegt.

Mit dem Inkrafttreten des TVOD wurden Hohergruppierungen infolge von Bewéhrungsauf-
stiegen grundséatzlich abgeschafft. Flr den Personenkreis der sogenannten (ibergeleiteten Be-
schaftigten wurde eine Ubergangsregelung getroffen, nach der noch ausstehende Bewéh-
rungsaufstiege vom Grundsatz abweichend vollzogen werden, soweit diese nach ,,altem
Recht* vor dem Stichtag 01.10.2007 erfolgt wéren. Diese Fallkonstellationen wurden bei der
Aufstellung des Stellenplanes berticksichtigt.

Dariiber hinaus sind infolge des mit Wirkung vom 1. April 2006 in Kraft getretenen Landes-
bezirklichen Tarifvertrages zur Regelung der Arbeitszeit (Arbeitszeit-TV Niedersachsen) An-
passungen hinsichtlich der Arbeitszeithohe erfolgt. Die neue Arbeitszeitregelung sieht grund-
sétzlich eine durchschnittliche regelméRige wochentliche Arbeitszeit von 39 Stunden (vor-
mals: 38,5 Stunden) vor. Diejenigen Teilzeitbeschaftigten, in deren Arbeitsvertréagen eine
stundenmaéliig festgelegte Arbeitszeit vereinbart ist, haben gemaR § 3 Arbeitszeit-TV Nieder-
sachsen einen Anspruch auf die Heraufsetzung der individuellvertraglich vereinbarten Ar-
beitszeiththe, damit Einkommensverluste vermieden werden. Aus diesem Grunde sind bei 19
Teilzeitbeschaftigten entsprechende arbeitszeitliche Anpassungen vorgenommen worden.

Organisatorische Veranderungen haben durch Verschiebungen zu Anderungen der Anzahl der

jeweiligen Stellen bzw. Stellenanteile gefiihrt, wobei Veranderungen von Stellen- und Stun-
denanteile in der Stellenplantbersicht gesondert gekennzeichnet sind.

Stellenplan Beamte

Gliederungsnummer 0202

Mit Wirkung vom 16.09.06 hat die Stelleninhaberin der nach BBesG-A11 ausgewiesenen
Planstelle ihren Dienst mit 20 Wochenstunden nach einer beanspruchten Elternzeit wieder
aufgenommen.

Gliederungsnummer 0200 / 0300

Im Haushaltsjahr 2006 wurde ein Beamter des gehobenen Diensts als Gemeindeinspektor zur
Anstellung eingestellt. Im gleichen Haushaltsjahr ist eine Planstelle (A 9 mittlerer Dienst)
durch den Ruhestandseintritt eines Beamten vakant geworden. Aus diesem Grund ist die bis-
her als BBesG-A9 mittlerer Dienst ausgewiesene Planstelle in eine Planstelle nach BBesG-A9
gehobener Dienst umgewandelt worden. Eine der nach BBesG-A9 ausgewiesenen Planstelle
ist infolge der Elternzeit der Stelleninhaberin voraussichtlich bis Dezember 2007 unbesetzt.



Stellenplan Beschéftigte

Gliederungsnummer 0300

Die bislang von einem Beamten des mittleren Dienstes wahrgenommene Stelle des Kassen-
verwalters wird zukinftig von einer Tarifbeschaftigten wahrgenommen. VVorbehaltlich einer
noch ausstehenden tariflichen Stellenbewertung ist davon auszugehen, dass eine Zuordnung
zur Entgeltgruppe 9 TV6D erfolgt.

Gliederungsummer 0400

Im Haushaltsjahr 2006 wurde der fur die Personalbemessung malgebliche Fallzahlschlissel
der im Leistungssachbearbeiterbereich tatigen Beschéftigten mit der Folge reduziert, dass eine
zusétzlich vom Landkreis Ammerland finanzierte Stelle der Entgeltgruppe 8 geschaffen wer-
den konnte. Die Finanzierung erfolgt Gber den Landkreis Ammerland, da er im Rahmen der
Hartz-1VV-Umsetzung grundsatzlich als originarer Tréager fungiert, fur die faktische Aufgaben-
erledigung jedoch die kreisangehérigen Gemeinden herangezogen hat. Da zum Zeitpunkt der
Haushaltsplanungen fir das Haushaltsjahr 2006 keine Einschatzung dartiber gemacht werden
konnte, ob der Bund als der fur die Personalbemessung entscheidende Rechtstrager Stellen-
mehranteile gewéhrt oder nicht, erfolgt eine Stellenplananpassung fiir das Haushaltsjahr 2007.
Zusatzlich ist vom Landkreis Ammerland fur das Jahr 2007 eine Aufstockung des Stellenkon-
tingents im Bereich der Arbeitsvermittlung von derzeit 1,75 Vollzeiteinheiten auf 2,5 Voll-
zeiteinheiten bewilligt worden. Insoweit wird im Haushaltsjahr 2007 zusétzlich eine ca. %-
Stelle der Entgeltgruppe 9 TVOD installiert, die zu 100% aus Bundesmitteln finanziert wird.

Gliederungsnummern 4640, 2641, 4642, 4643, 4644

Beim Beschéftigtenkreis der Erzieherinnen ist eine Differenzierung hinsichtlich der Zuord-
nung zu den jeweiligen Entgeltgruppen 6 und 8 TV6D erfolgt. Die Zuordnung hat redaktio-
nellen Charakter und steht nicht im Zusammenhang mit Bewahrungsaufstiegen oder sonstigen
MaRnahmen.

Gliederungsnummer 4642

Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung am 25.04.2006 (Vorlage 2006/054) beschlos-
sen, die bisher befristet eingerichtete integrative Gruppe im Kindergarten Neusiidende unbe-
fristet fortzufihren sowie infolge des zusétzlichen Betreuungsbedarfes eine befristete
Schnuppergruppe fiir die Nachmittagsstunden einzurichten. Aus diesem Grunde ist im Stel-
lenplan eine Teilzeitstelle tber 34,5 Wochenstunden zusatzlich eingerichtet worden.

Gliederungsnummer 4643

In seiner Sitzung am 25.04.2006 hat der Verwaltungsausschuss (Vorlage 2006/055) die Ein-
richtung einer befristeten Kleingruppe im Kindergarten Loy beschlossen. Die Leitung der
Kleingruppe erfolgt durch die Kindergartenleiterin. Als Vertretung hierfir wurde eine befris-
tete Erstkraft (24 Wochenstunden) eingestellt, die fir das Haushaltsjahr 2007 im Stellenplan
ausgewiesen wird.



Gliederungsnummer 5700

Anlasslich des Ausscheidens eines mit bis zuletzt 19,25 Wochenstunden beschaftigten
Schwimmmeistergehilfen wurde die bisher mit einer Wochenstundenzahl von 30 ausgewiese-
ne Teilzeitstelle eines Kollegen in eine Vollzeitstelle umgewandelt.

Gliederungsnummer 6000
Fur das vom Verwaltungsausschuss beschlossene Gehwegeprogramm wurden im April 2006
zwei Arbeiter befristet eingestellt.

Der Verwaltungsausschuss hat die Einstellung eines Hochbauingenieurs beschlossen. Die
Stellenplananpassung erfolgt gemaR des Beschlusses des Verwaltungsausschusses vom
27.06.2006 fur das Haushaltsjahr 2007. Die Technikerstelle des im April 2006 ausgeschiede-
nen Vorgangers ist entsprechend entfallen.

Gliederungsnummer 7710

Im Haushaltsjahr 2006 sind zwei bei dem Bauhof beschaftigte VVollzeitkréfte ausgeschieden.
Eine Vollzeitkraft war dabei im administrativen, die andere im produktiven Bereich als Ge-
meindearbeiter tatig. Im Zuge der Nachbesetzung wurde dem administrativen Bereich durch
innerorganisatorische Veranderungen eine halbe Stelle entzogen und zugunsten des produkti-
ven Bereichs diesem zugeschlagen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die nominellen finanziellen Mehraufwendungen fir das Haushaltsjahr 2007 belaufen sich auf
65.000 Euro. Abziglich der Kostenerstattung vom Landkreis Ammerland fur die neu zu
schaffenden Stellenanteile im Bereich der Arbeitsvermittlung belaufen sich die effektiven
Personalmehrausgaben auf ca. 29.400 Euro, die im Haushaltsplanentwurf fur das Jahr 2007
entsprechend berlcksichtigt wurden.



	2006-162-Anlage2-Satzungstext und begründung.pdf
	VERFAHRENSVERMERKE
	1.ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG
	2.RAHMENBEDINGUNGEN
	3. BESTANDSAUFNAHME
	ABWÄGUNGSRELEVANTE BELANGE
	4.1Belange von Natur und Landschaft
	4.2Belange der Landwirtschaft
	4.3Belange der Erschließung, Ver- und Entsorgung

	5.INHALT DER SATZUNG
	5.1Abgrenzung
	5.2Festsetzungen – Art der baulichen Nutzung
	5.3Baufelder
	5.4Nähere Bestimmungen über die Zulässigkeit
	5.5Hinweise


	2006-172-Anlage2-Satzungstext.pdf
	PRÄAMBEL
	VERFAHRENSVERMERKE
	Aufstellungsbeschluss
	Öffentliche Auslegung
	Satzungsbeschluss
	Inkrafttreten
	Verletzung von Vorschriften
	Beglaubigungsvermerk

	00021322.pdf
	2006-186-Anlage 1-Haushaltssatzung.pdf
	Gemeinde Rastede, den 27.2.2007 
	Decker 

	2006-186-Anlage 4-Regelungen.pdf
	-- 48200.672000 Einnahmeabführung an den Landkreis 

	2006-186-Anlage 5.pdf
	2006-186-Anlage 5-3.pdf
	Teil B   I.Beamte

	2006-186-Anlage 5-5.pdf
	Nachwuchskräfte

	2006-186-Anlage 5-7.pdf
	Sonderübersicht II

	2006-186-Anlage 5-9.pdf
	Sonderübersicht V






